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A. Historischer Teil. 



S I- 

Bedeutung der Konventionen. 

Für die Entwicklung der Nationen ist die ungestörte 
Ausübung des internationalen Verkehrs, sowohl was den Güter- 
ais was den Korrespondenzverkehr betrifft, zu einem der 
wichtigsten Faktoren geworden, und ein Angriff auf ihn sowie 
seine Störung bedeuten in gewissem Sinne einen Angriff auf 
das Leben eines Landes selber. Deshalb ist von Anfang an 
die Tendenz aller Glieder der völkerrechtlichen Gemeinschaft 
dahin gegangen, diesen Verkehr zu schützen, zu ordnen und 
zu regeln und durch internationale Konventionen alle Pflichten 
auf sich zu nehmen, welche dazu beitragen konnten, ihn zu 
sichern und zu heben. 

Was den telegraphischen Weltverkehr betrifft, so er- 
reichte diese Tendenz der systematischen Ordnung und 
Festsetzung der gegenseitigen Rechte und Pflichten ihren 
wichtigsten Abschluss in der Petersburger Konvention vom 
Jahre 1875. 

Aber diese Konvention regelt nur den normalen Zustand 
des Verkehrs in Friedenszeiten; vor dem Fall eines Krieges 
macht sie Halt, macht hierfür sogar alle möglichen Vorbehalte 
in einigen Artikeln, welche sich auf den Kriegsfall anwenden 
lassen und durch welche ein Ausnahmezustand iiir diesen 
geschaffen wird. 

Es ist nun die Aufgabe des Völkerrechts, festzustellen, 
inwieweit die Rechte und Pflichten selbst derjenigen Nationen, 
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welche durch Konventionen sich gegenseitig verpflichtet sind, 
sich in dem Falle verschieben, wo zwei oder mehrere Glieder 
der Gemeinschaft ihre friedlichen Beziehungen abgebrochen 
haben. Da aber das Völkerrecht keine vollstreckende Gewalt 
hinter sich hat und nur zum kleinsten Teile kodifiziert ist, 
variieren die Ansichten und die Beurteilung in hohem Mafse, 
und nur wo grosse internationale Übereinkünfte oder Einzel- 
verträge die Rechtslage klären, kann man von feststehenden 
Normen reden. Von diesem Standpunkte aus sind die Genfer 
Konvention und die Konventionen der Haager Friedens- 
konferenzen von grösster internationaler Bedeutung. Aber 
solche internationale Konventionen, welche die Rechte der 
Staaten für diejenigen Fälle festlegen, wo die in Friedens- 
zeiten bestehenden Vereinbarungen ausser Kraft getreten sind, 
umfassen doch nur einen geringen Teil aller der Fragen, 
welche die öffentliche Aufmerksamkeit auf sich zu lenken 
beanspruchen können. 

S 2. 

Juristische Theorien. 

Juristische Theorien haben jedoch in je^er Richtung 
vorgearbeitet, und die Arbeit der einzelnen Rechtskenner hat 
da nicht Halt gemacht, wo die grossen und einzig ver- 
pflichtenden internationalen Abkommen stehen geblieben sind. 
Seit dem Bestehen des Instituts für internationales Recht gibt 
es sogar eine Art Gerichtshof, welcher die brennenden Fragen 
des internationalen Rechtes beurteilt und verhandelt und seine 
Ansicht in wichtigen juristischen Beschlüssen festlegt. Gerade 
die Sitzungsberichte dieses Instituts, in welchem hervor- 
ragende Juristen untereinander ihre Ansichten erörtert haben, 
sind von hohem Wert, trotzdem die konventionsartigen 
Ergebnisse dieser Verhandlungen bis jetzt selten für inter- 
nationale Abkommen direkt vorbildlich gewesen sind. 

Die Genter Sitzung des Instituts vom Jahre 1906 hat 
sich nun auch über die Frage der völkerrechtlichen Regelung 



A. Historischer Teil. H 

der Funkentelegraphie ausgesprochen und in lo Artikeln nicht 
nur die rechtlichen Verhältnisse derselben in Friedenszeiten, 
sondern auch für den Kriegsfall beleuchtet. 

Trotzdem aber alle diese Erörterungen, da ihnen die 
zuständigen Staatsorgane noch keine Aufmerksamkeit ge- 
schenkt haben, rein theoretischen und wissenschaftlichen 
Charakter haben und nur als akademische Systeme erscheinen, 
so sind sie doch in den grossen Zügen nur denjenigen Fragen 
nachgegangen, welche die Praxis bereits aufgeworfen und an- 
geschnitten hatte. So bildet sich auch in dieser Materie das 
Recht, trotzdem es als wissenschaftliche, rein abstrakte Theorie 
erscheinen möchte, an den Präzedenzfällen der Praxis, und 
die Gewohnheit erscheint auch hier als der wirkliche Rechts- 
erzeuger. 

S 3. 
Historische Fälle. 

So jung die Praxis der Funkentelegraphie auch noch 
ist, so hat sie doch schon in zwei Kriegen^) ihre Wichtigkeit 
zu erweisen Gelegenheit gehabt und ist besonders im russisch- 
japanischen Seekriege schon von eminenter kriegstechnischer 
Bedeutung gewesen. Da sie in diesem Kriege sowohl bei 
den Kriegsparteien als auch bei den Neutralen Verwendung 
fand, lieferte die Praxis beinahe schon alle Rechtsfälle, welche 
beim heutigen Stande der funkentelegraphischen Technik von 
Bedeutung sein können, und die Völkerrechtsgelehrten brauchten 
sich nur nachträglich hierzu zu äussern und ihre Stellung zu 
umgrenzen. 

Alle rechtswissenschaftlichen Arbeiten, welche sich mit 
der völkerrechtlichen Behandlung der Funkentelegraphie be- 
schäftigen, tun dies deshalb an Hand der historischen Fälle 
dieses Krieges, und die ganze Literatur ist bis auf sehr 
geringe Ausnahmen erst infolge dieses Krieges entstanden. 



^) Im südafrikanischen Kriege wurde sie zum ersten Male zu Kriegs- 
zwecken verwendet. 
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Schon vorher sind die Kriegstatsachen des spanisch- 
amerikanischen Krieges in der Rechtsgeschichte der Telegraphie 
epochemachend geworden, und zwar im besonderen für das 
Recht der Seekabel, da die Behandlung sowohl der Kabel 
selber als der Telegraphenzensur durch die Kriegsparteien 
eine Menge Rechtsfragen auferweckten, die bis dahin noch 
niemals so akut geworden waren. 

S4. 
Kriegsrecht und Neutralitätsrecht. 

Zwei Rechte widerstreiten sich und zwei Interessen bei 
der Behandlung aller dieser Fragen — die Rechte der Krieg- 
führenden und die Rechte der Neutralen und des neutralen 
Verkehrs. Wenn auch allgemein zugegeben wird, dass der 
Friedenszustand der normale ist, wo der Welthandel in völliger 
Freiheit auf dem freien Meere seine Interessen verfolgen kann, 
und dass das Recht der Kriegsparteien nicht zu einer universalen 
Störung der neutralen Interessen fuhren soll, so erweist sich 
in Wirklichkeit das Recht der Kriegführenden doch immer 
als das stärkere, und die Verletzung neutraler Interessen durch 
die Kriegführenden wird gerne auch von der geschädigten 
Seite damit entschuldigt, dass ein Krieg eben naturgemäss 
auch auf die Verhältnisse der Neutralen seine Schatten 
werfen muss. 

Es ist eine allgemein anerkannte Maxime, dass bei 
steigender Gefahr die Rechte wachsen. Je mehr die Stellung 
einer Partei bedroht ist, um so mehr nimmt ihr Recht der 
Selbsterhaltung und Notwehr zu, auch zuungunsten Dritter, im 
Grunde Unbeteiligter. 

Während die Theorie immer die Rechte der Neutralen 
proklamiert, wachsen faktisch im Kriege nur die Rechte der 
Kriegsparteien. Interessant ist für diese Entwicklung auch 
die Geschichte des Kabelschutzes. Während man in der 
ersten Freude, den Atlantischen Ozean durch den Telegraphen 
überbrückt zu haben, anfanglich gehofift hatte, die absolute 
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Unverletzlichkeit und Neutralität der Kabel proklamieren zu 
können, und sogar für eine transatlantische Verbindung, welche 
allerdings nicht zustande kam, diese Unverletzlichkeit in Form 
einer Konvention garantiert hatte, ^) wurde in der Praxis nur 
zu schnell Verzicht geleistet auf diesen Anspruch des inter- 
nationalen Verkehrs. Und dieser Verzicht für den Kriegsfall 
sprach sich deutlich genug aus in dem Art. 15 der Pariser 
Konvention zum Schutze der internationalen Kabel von 1885, 
welcher folgenden Wortlaut hat: 

^H est entendu que les stipulations de la presente con- 
vention ne portent aucune atteinte ä la liherte d^action des 
helligerants^^ d. h. den Kriegführenden werden alle Rechte 
den in der Konvention stipulierten Grundsätzen gegenüber 
vorbehalten, und das Recht der Telegraphie und des inter- 
nationalen Verkehrs weicht zurück vor dem Rechte der Krieg- 
führenden. Der „war of coal and cables" vom Jahre 1898 
hat dann für die Behandlung der Kabel im Kriege eine neue 
Praxis aufgebracht, welche zu den Bestimmungen des ameri- 
kanischen Naval war code geführt haben und auch für die 
Rechtstheorien seither grundlegend geworden sind. 

Wirklich ist auch der Art. 15, welcher ausdrücklich 
erklärt, dass die Schutzmafsregeln der internationalen Telegraphie 
im Kriegsfalle hinfallig werden sollen, immer noch in Kraft, 
und es sind bis jetzt keine neuen offiziellen Erklärungen erfolgt, 
welche die Rechte der Telegraphie im Seekriege näher um- 
schrieben und die konventionell sanktionierte Schutzlosigkeit 
der Telegraphie im Kriegsfall aufgehoben hätten. Denn der 
Vorschlag des dänischen Delegierten auf der ersten Haager 
Friedenskonferenz (1899), den Art. 15 abzuändern, scheiterte 
hauptsächlich an englischem Widerstände. 



^) Vertrag vom 16. Mai 1864, vergl. Scholz, Krieg und Seekabel, 
p. 5 ff.; Krämer, op. cit. p. 3 ff.; Buzzati, Uoffesa e la diffesa neüa 
guerra, p. 268 ff.; Fischer, op. cit. p. 40 ff.; Renault, Revue de droit 
int. Bd. Xn, p. 371 ff. 
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England^) nimmt in diesen Fragen der internationalen 
Seeinteressen, zufolge seiner ungeheueren Übermacht zur See, 
eine Sonderstellung ein. Dennoch scheint sich heute die all- 
gemeine englische Ansicht dahin zu neigen, dass der inter- 
nationale Handel den Eingriffen kriegführender Mächte gegen- 
über mehr zu schützen und sicher zu stellen sei, und in der 
Theorie hat sich in neuerer Zeit überall eine Einschränkung 
des Kriegsrechtes und eine Linderung der Lasten der Neu- 
tralitätspflicht vollzogen. Was allerdings in einem neuen 
Kriege die Praxis ausbilden wird, die durch Schaffung von 
Präzedenzfällen rechtsbildend wirkt, bleibt abzuwarten. 2) 

Russlands Übergriffe im russisch-japanischen Kriege 
haben eine Zeitlang die ganze Welt in Atem gehalten, und 
besonders die berüchtigten Operationen der Kreuzer der frei- 
willigen Flotte Smolensk und Petersburg im Roten Meere haben 
ein berechtigtes Aufsehen erregt und die Rechtsübung der 
Kriegspartei ad absurdum gefuhrt. Wenn auch diesem un- 
statthaften Vorgehen von seiten einer Kriegspartei gegenüber 
Neutralen durch die diplomatischen Aktionen der in Mitleiden- 
schaft gezogenen Mächte rasch ein Ende bereitet worden ist, 
so bleibt es doch zu bedauern, dass von den beteiligten 
Ministerien des Auswärtigen nicht so konsequent vorgegangen 
worden ist, dass eine richtige völkerrechtliche Norm fest- 
gestellt worden wäre, die für zukünftige Fälle verpflichtend 
hätte sein können, sondern dass man im Gegenteil über den 
juristischen Kernpunkt der Angelegenheit hinwegging.^) 

^) England widersetzte sich 1856 dem amerikanischen Vorschlag, das 
Privateigentum zur See als frei zu erklären, wodurch das Seebeuterecht bis 
heute bestehen geblieben ist; die Abschaffung des Seebeuterechts, welche 
Deutschland besonders auf der Haager Friedenskonferenz von 1907 betrieb, 
jscheiterte hauptsächlich an dem Widerstände Englands. 

*) Die Verschärfung der Zensur und Ausdehnung der Zensurpflicht durch 
England im spanisch-amerikanischen Kriege und der Niederlande im russisch- 
japanischen Kriege wird später noch ausführlich zu behandeln sein. 

8) Lawrence, War and NeutraUty in the far east, gibt eine ein- 
gehende Darstellung dieser interessanten Angelegenheit, p. 185 ff. Besonders 
wichtig der Fall der „Malacca^^. 
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Wenn auch der Willkür der Kriegführenden noch ein 
weiter Spielraum geblieben ist und jeder neue Krieg neue 
unerwartete Rechtslagen bringt, in denen die Lösung darin 
besteht, dass derjenige, der die Macht hat, den gordischen 
Knoten zerschneidet, so lässt sich dennoch nachweisen, dass 
allmählich die ganze Kriegspraxis sich dem zuwendet, was 
teils in Konventionen vereinbart, teils in wissenschaftlichen 
Werken und Theorien erörtert und vorgeschlagen worden ist. 
Deshalb ist es merkwürdig, dass Spanien und Nordamerika, 
trotzdem beide die Pariser Seerechtsdeklaration nicht unter- 
zeichnet haben und an sie faktisch nicht gebunden sind, von 
ihrem faktischen Rechte der Kaperei im Kriege von 1898 
keinen Gebrauch gemacht haben. ^) 

Dieses Faktum zeigt, dass die völkerrechtlichen Grund- 
sätze, ob sie nun konventionell festgelegt oder nur als 
akademische Systeme oder Gewohnheit beobachtet werden, 
sich doch allmählich zu allgemeiner Herrschaft durchringen 
und als verpflichtend anerkannt werden müssen. Japans 
peinliche Beobachtung aller völkerrechtlichen Gewohnheiten 
und Sätze im letzten Kriege hat die Kraft neuerdings er- 
wiesen, mit welcher sie auf die ganze Welt wirken. Japan, 
dieses jüngste Mitglied der völkerrechtlichen Gemeinschaft, 
hat mit heller Einsicht erkannt, dass es gerade durch eine 
strenge Beobachtung der völkerrechtlichen Gebote am ehesten 
die universelle Achtung und die Gleichberechtigung als Glied 
der Völkerrechtsgemeinschaft erringen werde. 

s 5. 

Die radiotelegraphische Konvention von 1906. 
Merkwürdig ist es, dass die Funkentelegraphie schon 
in der Praxis eine allgemeine Bedeutung sich errungen hatte, 
ehe sie, verhältnismässig spät, ihre internationale Regelung 



^) Fitger, op. cit. p. 7, eine Schrift, welche im Sinne der neutralen 
Freiheit einige interessante Seiten enthält. 
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erhielt. Denn da das hauptsächliche Wirkungsfeld der 
Funkentelegraphie See und Küsten sind, ist der funken- 
telegraphische Verkehr hauptsächlich internationaler Natur. 
Um so näher musste die Notwendigkeit liegen, sie in einem 
internationalen Abkommen nach dem Vorbilde der Peters- 
burger telegraphischen Konvention von 1875 zu regeln, deren 
Dienstreglement von Zeit zu Zeit in einer Konferenz der- 
jenigen Staaten revidiert wird, welche der Konvention beige- 
treten sind.^) 

Deutschland ergriff zuerst den Gedanken einer solchen 
Regelung, und in Berlin tagte vom 4. — 13. August 1903 eine 
Vorkonferenz, welche aber noch kein bindendes Resultat 
erreichte. Die neue radiotelegraphische Konferenz von 1906 
hat nun aber die Co7ivention radiotSlSgraphique internationale 
zustande gebracht, welche am i. Juli 1908 in Kraft treten 
soll und von den Delegierten von 27 Staaten unterzeichnet, 
aber noch nicht von allen Regierungen ratifiziert worden ist. 
Charakteristisch für den Vertrag ist, dass er nur den Verkehr 
zwischen öffentlichen Küsten- und Schiffsstationen regelt, 
während er den Verkehr von Küstenstationen untereinander 
und von Land zu Land in keiner Weise berührt. Damit wird 
der Funkentelegraphie stillschweigend schon ihr eigentliches 
Wirkungsfeld vorgeschrieben. Die Funkentelegraphenstationen 
sind in normalen Zeiten, wo die gewöhnliche Telegraphie 
arbeitet, naturgemäss im Binnenlande, wenigstens des euro- 
päischen Kontinents, von sehr untergeordneter Bedeutung und 
können dort der Petersburger Regelung leichter unterzogen 
werden, als der Verkehr von Küste zu Schiff, welcher die 
wahre Neuerung und grösste Errungenschaft, den eigentlichen 
Spezialfall, der Funkentelegraphie darstellt. Aus diesem 
Grunde sind auch die krassen Binnenstaaten Europas zur 



') Foinsard, Etüde de droit interna tional conventionnel; Rolland, 
De la correspondance postale et tSlSgraphique dans les relations inter- 
nationales j Paris 1901. 
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Konferenz nicht eingeladen und nicht zum Beitritt aufgefordert 
worden. 

Der Vertrag entspricht technisch dem Petersburger 
Vertrag von 1875. Ein internationales Bureau wird dem 
internationalen Telegraphenbureau in Bern angegliedert. Alle 
Hauptbestimmungen des Petersburger Vertrages (Art. i, 2, 
3> 5> 6> 7> 8, II, 12 und 17), deren Anwendung durch die 
spezielle Natur der Funkentelegraphie nicht ausgeschlossen 
wird, bleiben für sie in Geltung; überdies enthält ein Dienst- 
reglement die weiteren wichtigen Bestimmungen über die 
Technik des Verkehrs. 

Ein Zusatzabkommen, dessen Hauptartikel den Verkehr 
von Schiflfsstationen untereinander dahin regelt, dass jede 
Schiffsstation mit jeder anderen ungeachtet ihres radio- 
telegraphischen Systems verkehren muss, wurde nur von den 
Delegierten von 21 Staaten unterzeichnet. 

Hiermit wird der Punkt berührt, an dem das Zustande- 
kommen dieser Konvention beinahe gescheitert wäre: das 
Monopol der Marconigesellschaft und der Widerstand einiger 
Staaten, welche an das Marconisystem teilweise gebunden sind. 

Denn ein Hauptzweck der Konferenz, den vor allem 
Deutschland im Interesse des freien wissenschaftlichen Wett- 
bewerbes und der internationalen Verkehrsinteressen ins Auge 
gefasst hatte, war, das Monopol der Marconigesellschaften zu 
brechen, welche, mit ihren Hauptsitzen in Italien und England, 
erklärten, nur den Anruf solcher Stationen zu beantworten, 
welche sich der Marconiapparate bedienten. Damit war der 
eigentümliche Fall eingetreten, dass ein Interesse kommerzieller 
Natur zum Hemmschuh für den internationalen freien Verkehr 
und seine Regelung geworden war. Denn die Marconi- 
gesellschaft, deren Apparate die ausgedehnteste Verbreitung 
gefunden hatten, hatte auf diese Weise einen Wall um ihr 
Wirkungsfeld herumgezogen und dieses derart gegen den 
ganzen, nicht mit ihren Apparaten arbeitenden internationalen 
Verkehr abgeschlossen, dass alle anderen Systeme nicht in 

Schneell, Badlotelegraphle n. Yölkerrecht. 2 
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das grosse internationale Netz der Marconiverbindungen hatten 
eindringen können und ein absoluter internationaler Verkehr 
mittels Funkentelegraphie ausgeschlossen schien. 

Es muss zugegeben werden, dass die Marconigesellschaft, 
welcher Italien heute noch derartig vertraglich verpflichtet 
ist, dass es der Konvention bis zum Ablauf seiner Verträge 
nicht beitreten kann, als Handelsgesellschaft vollauf berechtigt 
ist, vor allem ihre eigenen Interessen zu schützen und ihr 
Monopol so lange aufrecht zu erhalten, als es ihr möglich ist. 
Diese Interessen kollidieren aber in der empfindlichsten Weise 
mit dem allgemeinen Verkehrsinteresse. Da nun die Funken- 
telegraphie von den meisten Staaten schon monopolisiert 
worden ist, so lag es um so näher, dass die Staaten den 
Verkehr gemeinschaftlich regelten, ohne Rücksicht auf die 
Systeme, die zur Verwendung kommen konnten und denen 
der freie Wettbewerb zugunsten der Allgemeinheit ermöglicht 
werden musste. Ein grosser Erfolg der Konvention liegt 
deshalb in der Abfassung des Art. 3 : „Les stations cotieres et 
les stations de bord sont tenues d^echanger reciproquement les 
radioteUgrammes sans distinction du Systeme radiotelegraphique 
adopte par ces stations^'. 

Seit England diesen Vertrag ratifiziert hat und über den 
Einspruch der Vertreter Marconischer Interessen hinweg im 
Parlament zur Tagesordnung geschritten ist, sind der freie 
Wettbewerb und der ungehinderte internationale Verkehr 
gesichert.^) 



*) Am 30. Juli 1907 bekämpfte Sassoon im Unterhaus die 
Ratifizierung des Abkommens über drahtlose Telegraphie mit der Begründung, 
dass durch sie die bestehenden britischen Anlagen für drahtlose Telegraphie 
geschädigt würden. Kriegsminister Haidane trat für die Konvention ein 
und erklärte, dass die Interessen nicht nur des öffentlichen Bedürfnisses, 
sondern auch der Erleichterung des internationalen Geschäftsverkehrs und der 
Menschheit einen möglichst ungehinderten Austausch von Depeschen zwischen 
den Schiffen und Stationen für drahtlose Telegraphie verlangten. Die 
Admiralität, das Kriegsamt und das Generalpostamt seien alle befriedigt 
(vergl. Berliner Tageblatt vom 31. Juli 1907). 
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Wie schon oben erwähnt, wurde derselbe Grundsatz, 
geltend für Schiffsstationen untereinander, nur von 21 Staaten 
unterzeichnet (es fehlen Grossbritannien, Italien, Japan, Mexiko, 
Portugal und Persien). 

Somit ist der geregelte internationale radiotelegraphische 
Verkehr wenigstens zwischen Küsten und Schiffen für die 
Zukunft garantiert und geordnet. Die nationale Gesetzgebung 
der Vertragsmächte soll dahin wirken, dass die Konvention 
in richtiger Weise ausgeführt werden kann (Art. 19). 

Besonders wichtig ist noch, dass in Art. 8 festgelegt 
wird, dass die Funkentelegraphen Stationen derart eingerichtet 
werden müssen, dass sie den Dienst anderer so wenig wie 
möglich beeinträchtigen. 

Hiermit wird ein neues Problem gestreift, dessen recht- 
liche Konsequenzen für uns wichtig sind: die gegenseitige 
Störung der radiotelegraphischen Wellen durcheinander. Der 
Artikel der Konvention verpflichtet nur ganz allgemein, ohne 
die rechtliche Frage zu klären. Es werden aber alle 
Stationen, nicht nur die öffentlichen, sondern selbst diejenigen 
der Armee und der Flotte, für welche der Art. 21 eine Aus- 
nahmestellung in bezug auf den öffentlichen Verkehr reserviert, 
an diese Bestimmung gebunden und gleichfalls den Be- 
stimmungen des Art. 9 unterworfen, welcher lautet: „Les 
stations radiotelegraphiques sont obligees d/accepterpar priorite 
absolue les appels de detresse provenant des navires, de re- 
pondre de meme ä ces appels et d^y donner la suite qu'ils 
comportenP^, Gefährdete Schiffe haben also mit ihrem Anruf 
den Vorrang vor allen anderen Kommunikationen. In der Not 
wächst das Recht. Für das Versicherungswesen ist diese Be- 
stimmung, welche den Untergang ungeheurer Werte zu ver- 
hindern geeignet ist, von grösster Tragweite.^) 

Damit sind die Punkte der Konvention angegeben, welche 
mehr als nur reglementarischer Natur sind und Rechtslagen 

*) Vergl. Lodemann, Die Bedeutung der drahtlosen Telegraphie für 
die Versicherung, insbesondere die Seeversicherung. 

2* 
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berühren, wenn auch nicht klären, welche noch im folgenden 
uns zu beschäftigen haben werden. 

Eines aber ist deutlich: die Konvention zielt nur auf 
eine Regelung des öffentlichen Verkehrs in normalen Zeit- 
läufen ab; für den Kriegsfall sind gar keine positiven Be- 
stimmungen getroffen, ebensowenig wie in der Petersburger 
Konvention. Allerdings, die Art. ^ und 8 der Petersburger 
Konvention, welche die Ausnahmefalle schaffen und wohl meist 
nur im Kriegsfall ihre Anwendung finden werden, sind auch 
in die radiotelegraphische Konvention herübergenommen worden. 
Sie lauten: 

Art. 7: „Lö5 hautes Parties contractantes se reservent 
la faculte d^arreter la transmission de iout telegramme prive 
qui parattrait dangereux pour la surete de VEtat, ou qui 
serait contraire aux lois du pays, ä Vordre public ou aux 
honnes moeurs^^. 

Art. 8: ^filiaque gouvernement se reserve aussi la faculte 
de suspendre le service de la telegraphie internationale potir 
un temps indetermine, sHl le juge necessaire, soit d'une maniere 
generale^ soit seulement sur certaines lignes et pour certaines 
natures de correspondances, ä charge par lui d^en aviser 
immediatement chacun des autres Etats contractants^'. 

Die Beschlüsse des Instituts für internationales Recht 
von 1906 sind weiter gegangen und haben für einige Rechts- 
fragen des Kriegsfalles Antworten aufgestellt. Da diese Ent- 
scheidungen aber keine zwingenden sind und nicht die 
Rechtsverbindlichkeit der Konventionen haben, gehört ihre 
Besprechung und Beleuchtung in den weiteren Verlauf dieser 
Abhandlung, wo die völkerrechtlichen Rechtsgrundsätze, nach 
welchen die Stellung der Funkentelegraphie zu beurteilen ist, 
in Betrachtung gezogen werden sollen. 



B. Dogmatischer Teil. 



I. Abschnitt. 
Allgemeine grundsätzliche Fragen. 

S6. 
Die Technik der Radiotelegraphie. 

Die Funkentelegraphie vermittelt eine Art der Korre- 
spondenz durch den Luftraum, ohne dass eine materielle Ver- 
bindung zwischen Absende- und Empfangsstation besteht, wozu 
keine stabilen Stationen erforderlich sind, da eine jede mobile 
Station die elektrische Verbindung herstellen kann. 

Das Verfahren besteht darin, dass einer auf der Höhe 
eines Mastes angebrachten Antenne ein elektrischer Anstoss 
gegeben wird und sich von hier aus die elektrischen Wellen 
kugelförmig im Räume fortsetzen. Sie sind imstande, einen 
elektrischen Empfangsposten auf grosse Distanzen zu beein- 
flussen. Wenn nun die Wellen beliebig unterbrochen werden, 
fühlt dies auch der empfangende Posten, so dass durch seine 
Empfangsapparate die durch die Unterbrechung und Dauer 
der Wellen nach Übereinkunft vereinbarten Zeichen aufge- 
zeichnet werden können. Schifie und Luftschifie können auf 
diese Weise telegraphisch unter sich und mit Landstationen 
verbunden werden, ohne dass die Korrespondenz anderer 
Mittel als des Absende- und Empfangsapparats benötigt. 

Dies ist in den allgemeinsten Zügen das System der 
Radiotelegraphie. Aber selbstverständlich setzen sich dieser 
Verbindung ausser den technischen Schwierigkeiten noch 
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andere entgegen, welche nur zun) kleinen Teil bis jetzt über- 
wunden worden sind. Die raschen technischen Erfolge aber, 
mit denen die heutige Wissenschaft zu arbeiten gewohnt ist, 
lassen es dennoch nicht als verfrüht erscheinen, wenn der 
Versuch unternommen wird, die Rechtslage einer Einrichtung 
zu klären, deren technische Ausgestaltung mit jedem Tage 
sich wesentlich verändern kann. Denn die allgemeinen Züge 
stehen fest und die wichtigsten Rechtsfragen sind sogar schon 
in der Praxis aufgetreten. Es ist überdies möglich, dass die 
Rechtswissenschaft in diesem Falle der Funkentelegraphie die 
Stellen nachweist, wo ihre Technik der notwendigsten Ver- 
besserung bedarf, weü durch diese UnvoUkommenheit auch 
die rechtliche Lage erschwert wird. 

Das grösste Hemmnis der Funkentelegraphie nach ihrem 
heutigen Stande liegt darin, dass die elektrischen Wellen sich 
gegenseitig stören — ein Faktum, das für die rechtlichen 
Folgen von grosser Bedeutung ist. Noch ist es nicht ge- 
lungen, die elektrischen Wellen nur nach einer bestimmten 
Richtung hin zu konzentrieren, wenn man auch annehmen 
darf, dass die Versuche, die in diesem Sinne gemacht worden 
sind, schliesslich doch zu einem Ergebnis führen werden.^) 
Die sog. Syntonisation stellt schon einen ungeheueren Fort- 
schritt dar. Nur Apparate nämlich, welche aufeinander ab- 
gestimmt (syntonisiert) sind und mit der gleichen Wellenlänge 
arbeiten, wirken aufeinander ein, andere Wellenlängen beein- 
flussen sie nicht. Die Apparate können aber die fremde 
Wellenlänge suchen und sich somit in den Besitiz von Funk- 
sprüchen setzen, die nicht für sie berechnet sind. Darin liegt 
das zweite grosse Hemmnis der Funkentelegraphie — die Un- 



*) Die Versuche von Branly, welche im Ännuaire de V Institut 1906, 
p. 78, Anmerkung mitgeteilt worden sind, haben insofern schon ein Resultat 
geliefert, als wenigstens ein Mittel gefunden worden ist, sich gegen unliebsame 
Wellenemissionen zu schützen und sie unschädlich zu machen. S. de Lapparen tj 
La t^UmScanique et les expe'riences de M, Branly^ Correspondant vom 
10. Juli 1905 und Journal des D^ats 21. Juli 1906. 
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Sicherheit der Mitteilung und die Unmöglichkeit, das Geheimnis 
zu wahren. Auch dieser technische Übelstand ist seiner 
rechtlichen Folgen wegen zu beachten. 

Die elektrischen Wellen werden aber durch stärkere be- 
einflusst, gestört und vernichtet, je nach ihrer Stärke. Ja das 
ganze Drahttelegraphensystem, soweit es überirdisch ist, und 
der Telephonverkehr sollen durch funkentelegraphische Wellen 
gestört werden können. Daher sieht die Konvention die 
möglichste Einschränkung der Funkentelegraphie auf See und 
Küste vor, wo keine festen elektrischen Anlagen gestört 
werden können, und regelt genau die Wellenlängen, welche 
auf öffentlichen Stationen in Anwendung kommen dürfen. 

Dieser kurze Überblick, so summarisch er auch erscheinen 
mag, berührt doch alle die Punkte, in denen sich die Funken- 
telegraphie von der der gewöhnlichen Telegraphie grund- 
sätzlich unterscheidet und infolgedessen Rechtslagen schafft, 
für welche die gewöhnliche Telegraphie keine Analogien 
bietet. 

Einerseits völliger Mangel einer dauernden Verbindung 
zwischen den Stationen und als Hauptmerkmal die Beweglich- 
keit der Stationen — andererseits die Unmögliehkeit, die 
Wellen nach einer Richtung zu konzentrieren und das Mitlesen 
der Telegramme durch ungebetene Empfanger zu verhindern 
oder den schädlichen Einfluss der Wellen auf andere elektrische 
Anlagen zu vermeiden. Während das erstere mehr nur den 
regelmässigen Gang der Telegraphie und ihre eigene Sicher- 
heit als Korrespondenzmittel in Frage stellt, hat der letztere 
Umstand viel weitertragende Rechtsfolgen und wirft die wichtige 
Frage auf, inwieweit die Staaten berechtigt sind, sich diese 
Störung zu verbitten. 

Damit diese Frage gelöst werden kann, muss eine andere 
erst beantwortet sein, nämlich die nach dem Rechte der 
Staaten auf den Luftraum.^) 

^) Fauchille, op. cit.; Rolland (p. 63), 1. c; Hilty, 1, c; Jurisch, 
op. cit. 
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s 7. 

Das Recht der Staaten am Lufträume. 

Die Frage ist alt, hatte aber vor der Existenz der Luft- 
schiffe und der Funkentelegraphie wenig praktisches Interesse. 
Mit einem Male erhält der Luftraum, der bis dahin nur als 
Akzessorium des Bodens angesehen worden war, eine selb- 
ständige Bedeutung, seit elektrische Wellen und Luftschiffe, 
beide von Menschen abgesandt, existieren, welche den Luft- 
raum allein als Wirkungsfeld und Tummelplatz brauchen. Und 
doch lässt sich vom Boden auch hier nicht abstrahieren. 
Ballons und elektrische Wellen sind nicht des Luftraums wegen 
da, sondern brauchen ihn nur, um irgendwie ihre Beziehungen 
zum Boden wieder herzustellen. 

Die radiotelegraphische Konvention hat, wie oben er- 
wähnt, alle Artikel der Petersburger Konvention übernommen, 
insofern sie nicht der Natur der Funkentelegraphie wider- 
sprechen. Das Institut für internationales Recht hat auf seiner 
Genter Sitzung von 1906, ehe die Berliner Konferenz zu- 
sammentrat, folgenden Satz, allerdings nur nach langem und 
heftigem Meinungsaustausch, festgestellt: 

L Uair est lihre, Les Etats n'ont sur lux, en temps 
de paix et en temps de guerre^ que les droits necessaires ä 
leur conservation. 

Dass die Luft als Element frei ist, darüber kann wohl 
kein Zweifel bestehen. Anders aber liegt die Frage, ob der 
Luftraum frei ist, den man zweifellos hier unter dem Aus- 
druck des Artikels ,,Vair^* verstehen muss. Mr. Fauchille, 
welcher den Artikel des Instituts aufgestellt hat, hat in seiner 
grundlegenden Arbeit „-Le domaine aerien et le regime juridique 
des aerostats^^^) Grundsätze fiir die rechtlichen Verhältnisse 
des Luftraums festzulegen versucht und hat sie bei der 
Erörterung seiner Thesen auf der Genter Sitzung des Instituts 
auch verteidigt. 



^) Revue gänSrale de droit Jniernai%<mal Public, 1901, No. 4. 
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Es ist notwendig, dieser Frage, welche heute täglich 
mehr Bedeutung erhält und auch für die rechtliche Stellung 
der Funkentelegraphie von elementarer Wichtigkeit geworden 
ist, genau nachzugehen. 

Zwei extreme Ansichten existieren über diesen Punkt. 
Die eine ist diejenige des Altertums und aller Zeiten bis zur 
Neuzeit, welche den Standpunkt vertritt, dass der Besitzer 
oder der Souverän eines Gebietes an dem Luftraum, der 
diesem Gebiete entspricht, dieselben Rechte hat wie an dem 
Gebiete selber. Der Luftraum also galt als das natürliche 
Akzessortum des Bodens. Dies ist der völlig natürliche 
Standpunkt; der Besitzer des Bodens braucht die Luft, alle 
seine Handlungen und Bewegungen gehen nicht im Boden, 
sondern in dem darüber liegenden Luftraum vor sich, der 
deshalb für den Besitzer ebenso wichtig ist wie der Boden 
selber. Soweit der Mensch die Luft ausnützen kann, gehört 
sie ihm, aber auch, was sich seinem Einflüsse entzieht, ist 
damit theoretisch doch seinem Rechtseinflusse nicht entzogen. 
Der Satz lautet: cuiiis est solum, eins est usque ad coelum. 
Soweit die Kraft des Menschen reichte, die Luftsäule über 
seinem Grund und Boden auszunützen, soweit sollte sie ihm 
auch prinzipiell Untertan sein, entsprechend seinem Recht 
nach unten. 

Die neuen Erfindungen der Luftschiflfahrt und Funken- 
telegraphie haben nun den eigentlichen höheren Luftraum 
erst den menschlichen Aktionen erschlossen, und die Rechts- 
wissenschaft sah sich veranlasst, die Verhältnisse des Luft- 
raums näher zu prüfen und zu definieren. Bluntschli 
vertrat die Ansicht, dass der Staat auf den Luftraum, der 
seiner Ausdehnung entspricht, Eigentums- und Souveränitäts- 
rechte habe; der Satz wurde aber nicht mehr mit der 
Selbstverständlichkeit ausgesprochen wie im älteren Recht, 
sondern mit der Begründung, dass die Kanone und ihre 
Tragweite diese Herrschaft stützen müssten. Eine andere 
Ansicht ging dahin, den Luftraum so weit der Herrschaft zu 
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unterwerfen, als er dem menschlichen Auge durchdringbar sei 
— die extremste Ansicht aber vertrat Nys^) — , indem er er- 
klärte, der Luftraum sei absolut frei, und die entsprechenden 
Konsequenzen für die Luftschiffahrt und die Radiotelegraphie 
daraus zog. Mit Recht ist dieser Standpunkt allerseits als 
unhaltbar zurückgewiesen worden. 

Denn wie sollte es möglich sein, dass die Staaten auf 
das Recht über den Luftraum, das von jeher als selbstver- 
ständliches Akzessorium der Territorialrechte angesehen worden 
war, zu einer Zeit, wo der Luftraum in seinen weiteren Zonen 
für die Menschen ganz belanglos gewesen war, gerade am 
Vorabend einer neuen Entwicklung verzichten, welche dem 
Rechte am Luftraum zum ersten Male wirklichen Wert und 
Bedeutung für die Staaten verleiht, sei es negativ, um seine 
Ausbeutung durch andere abzuwehren, oder positiv, um ihn 
der eigenen Ausnutzung zu sichern. 

Selbst Fauchille, der doch den fundamentalen Satz: 
yyUair est libre*^ aufgestellt hat, hat den Standpunkt von 
Nys abgelehnt. Sein Standpunkt hält die Mitte zwischen 
den beiden Extremen und sucht zu vermitteln. 

Fauchille^) verneint die Möglichkeit, dass an dem 
Lufträume Eigentums- oder Souveränitätsrechte bestehen 
könnten, und belegt seine Anschauung durch feine und gut 
gewählte Beispiele. Die Luft, sagt er (und hierin zeigt sich 
sein grosser Fehler, dass er nicht streng genug zwischen Luft 
und Luftraum unterscheidet) kann nur so weit in das Eigentum 
der Menschen fallen, als dieser sie sich anzueignen vermag, 
also nur so weit, als es ihm möglich ist, in sie hineinzupflanzen 
und hineinzubauen; dort allerdings gehört ihm der Luftraum, 
aber nirgendwo sonst. So kommt er zu einer Einteilung des 
Luftraumes in verschiedene Zonen. Die erste Zone erstreckt 
sich so weit, wie menschliche Konstruktionen in den Luft- 



^) Nys, op. cit. 
*) op. cit. p. 415 ff. 
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räum hineinreichen können, d. h. bis 300 m, da der Eiffel- 
turm als Grenze angenommen wird. Rolland^) hat die 
Grenze dagegen auf 330 m festgesetzt, da auf einem Turme 
von 300 m noch ein 30 m hoher Radiotelegraphenmast an- 
gelegt werden könnte, und Fauchille^) hat diese Korrektion 
seiner Theorie angenommen. 

Diese Einteilung ist völlig willkürlich. Denn erstens 
entspricht sie nur dem Grade der gegenwärtigen Technik, 
und die Grenze kann sich jeden Tag verschieben. Zweitens 
aber, genau besehen, gibt diese Art des Bauens oder Wachsens 
in den Luftraum hinein absolut keine Herrschaft über die 
Luft, die Luft wird im besten Falle verdrängt, aber weder 
besessen, noch beherrscht, noch besetzt. Fauchille gibt 
dies selber zu^) und zieht deshalb die Konsequenz, dass die 
faktische Herrschaft sich nur auf die materiellen Gebilde, 
welche die Luft verdrängt haben, erstrecken könne, dass aber 
der Luftraum daneben nach wie vor völlig frei und der 
menschlichen Beherrschung entzogen sei. Rolland, welcher, 
wie oben erwähnt, die Grenze auf 330 m festgesetzt hat, ist 
hier anderer Ansicht als Fauchille; er stellt den Satz auf, 
dass der Luftraum nicht frei sein könne, so weit, als die mensch- 
lichen Konstruktionen in ihn hineinzureichen vermögen, und 
als Beweis fuhrt er an die Reglementierung überhängender 
Balkone und überhängender Bäume etc. Er verlangt deshalb, 
dass die Zone von 330 m, für welche alle Territorialitäts- 
rechte in Kraft bleiben sollen, für die ganze Ausdehnung des 
Landes anzusetzen sei, gleichviel, ob Gebäude von benannter 
Höhe existieren oder nicht. 

Beide aber, Fauchille und Rolland, stellen die 
Theorie dieser Zone auf, weil sie genau einsehen, dass man 
schlechterdings dem Territorialherm die Herrschaft über eine 



^) Rolland in Revue generale de Droit international public, 
XIII, 1906, p. 64 fr. 

*) Annuaire de V Institut de droit int. 1906, p. 78. 
*) p. 426. 
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Strecke Luftraumes nicht entziehen kann und dass eine solche 
nach wie vor notwendiges Akzessorium des Landbesitzes 
bleiben muss.^) Fauchilles Schluss, dass die Luft neben 
den Gebäuden ebenso frei bleibt, wie wenn keine Gebäude 
da wären, ist völlig richtig, und es ist deshalb unverständlich, 
weshalb er überhaupt eine erste Zone von 300 m Höhe an- 
nimmt und festlegen will. Sie ist durch seine Theorie in 
keiner Weise begründet. Rollands Theorie ist aber deshalb 
unlogisch, weil nicht einzusehen ist, was für einen Wert 
Gebäude da haben sollen, wo sie nicht existieren, um die 
Abgrenzung einer Zone des Luftraumes über das ganze Fest- 
land zu motivieren. Diese Einteilungstheorie müssen wir 
deshalb als völlig willkürlich und unlogisch verwerfen. Wir 
müssen zum alten Prinzipe zurückkehren, dass die ganze Luft- 
säule einheitlich zu behandeln ist. 

Auch Bluntschlis Theorie, welche die Souveränität 
auf die Herrschaft der Kanone gründet, behandelt den ganzen 
Luftraum nach einem einheitlichen Prinzipe; allerdings nur 
so weit, als die Herrschaft der Kanone reicht. Fauchille 
bekämpft Bluntschlis Begründung, indem er nachweist, wie 
wenig gleichmässig und konstant eine Herrschaft sein könnte, 
die sich lediglich auf die Macht der Kanone stützen würde, 
„ew realite, le canon et la vue ne constitttent pas des titres 
d^acquisition, mais sont simplement des moyens de garantir 
une souverainSte dejä acquise'\ Dies ist zweifellos richtig, 
die Kanone kann nur eine Herrschaft schützen, nicht aber 
begründen. 

Übrigens trifft Fauchilles Einwand gegen die Be- 
gründung der Souveränität auf die Herrschaft der Kanone 
oder auf die Reichweite des Auges seine eigene Theorie 
gleichfalls. Auch sie grenzen ja den Luftraum in Zonen ein, 
welche von einer variablen Kraft abhängig sind, ganz wie 

^) Annuaire de VInsiiiut 1906, p. 304, wo v. Bar ebenfalls eine 
Aufteilnng der Laft in drei Zonen andeutet. Er setzt die unterste Zone aber 
nur auf 50 — 60 m fest, da aber unterwirft er sie völlig der Territorialhoheit. 



I. Abschnitt. Allgemeine gnmdsätzliche Fragen. 29 

Fauchilles 300 m- Theorie. Aber sie haben doch eines 
voraus, sie geben für die Zonen keine bestimmten Mafse an 
und dehnen diese prinzipiell bis in die Unendlichkeit aus, 
indem sie sagen: soweit eine von Menschen ausgehende Kraft 
zu wirken vermag, soweit ist der Raum dem Menschen 
Untertan. Der Entwicklung menschlicher Techniken ist 
jeglicher Spielraum gelassen; wenn auch das konkrete Beispiel 
der Kanone unglücklicherweise gewählt ist, so bedeutet dies 
doch im Grunde nur ein Instrument menschlicher Technik, 
welches je nach dem Grade technischer Ausbildung in seiner 
Tragweite variieren kann. Und hiermit erfährt der ganze Luft- 
raum, soweit als er für menschliche Kräfte überhaupt erreichbar 
ist und in Frage kommen kann, eine einheitliche Behandlung. 

Rolland fuhrt die verschiedene Behandlung dagegen 
streng durch; trennt den Luftraum in 3 Zonen: erste Zone 
bis 330 m, zweite Zone bis an die Grenzen der Luftzone, 
welche menschlichen Lungen die Atmung erlaubt, und drittens 
den Raum, wo keine Atmung mehr möglich ist. Zwischen 
Raum 2 und 3 gibt es keine feste Grenze; es ist menschlicher 
Forschung ja schon gelungen, Hilfsmittel zu finden, die dem 
Menschen noch in Höhen die Atmung ermöglichen, wo die 
Luft an und für sich schon nicht mehr geatmet werden kann. 

Aus den oben schon angeführten Gründen erscheint diese 
Einteilung nicht haltbar, da sie nur auf den zufälligen heutigen 
Stand der Technik aufgebaut ist, ohne einer zukünftigen Ent- 
wicklung genügend Spielraum zu lassen. Eine so wichtige 
prinzipielle Rechtsfrage, wie die nach dem Rechte an der 
Atmosphäre, darf nur mit weitem Ausblick auf zukünftige 
Möglichkeiten gelöst werden. 

Fauchille hat, wie wir schon sahen, im Grunde seine 
Einteilung in Zonen auch nicht festgehalten. Er behandelt 
den Raum demnach auch nach einem einheitlichen Prinzip. Da 
er aber den Satz aufstellt, dass die Luft, ihrer Natur nach, 
kein Eigentum und keine Souveränität duldet, andererseits aber 
die Unmöglichkeit des Nysschen Satzes, dass die Luft völlig 
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frei sei, und alle Konsequenzen desselben einsieht, gelangt er 
zum Schutze der Territorien zu folgender Einschränkung: JJavr 
est libre sous reserve du droit de conservation et de defense de VEtat 
adjacent^) Also den Staaten wird ein Recht auf den Luft- 
raum eingeräumt: ,J!Mat a un droit de conservation et de 
defense pour garantir les el&inents essentiels de son existence, 
tant physique que morale.** 

Denn es steht fest, dass die wenigen Erfindungen, welche 
bis jetzt den Luftraum erschliessen und ausnützen, der Orga- 
nisation der Staaten Gefahr bringen können. Fauchille zitiert 
die Gefahr, weiche von Luftschiffen droht, welche zur Aus- 
kundschaftung und Photographie befestigter Plätze dienen 
können, und die Gefahr der Störung der normalen Telegraphie 
und Telephonie durch radiotelegraphische Wellen. Hier setzt 
er nun wieder eine Grenze in Metern fest. Aus einer Höhe 
von mehr als 1500 m können keine photographischen Auf- 
nahmen mehr gemacht werden, folglich ist die Zirkulation der 
Ballons über 1500 m frei, unterhalb verboten. Also wieder 
eine Festlegung der Grenzen nach dem zufalligen Stande der 
Wissenschaft, die ebenso hinfällig sein muss •wie die oben er- 
wähnten. Denn schon morgen kann ein Mittel erfunden werden, 
durch Aufnahmen aus anderen Höhenzonen dem Territorial- 
herm zu schaden. Auch hier erweist sich die Unhaltbarkeit 
der Aufteilung des Luftraumes in Zonen, für welche verschiedene 
Bestimmungen gelten sollen. Die Feststellung so weittragen- 
der rechtlicher Grundsätze darf nicht von dem momentanen 
Stand einer Technik abhängig gemacht werden, die heute 
erst in ihren Anfangsstadien begriffen ist und morgen schon 
ungeahnte Dimensionen annehmen und ungeträumte Resultate 
zeitigen kann. 

Das Recht auf Selbsterhaltung gilt als eines der Grund- 
rechte der Staaten. Und Fauchille benützt es, um dem 
Territorialherrn Rechte am Luftraum zuzuerkennen. Also es 



^) Annuaire p. 295. 
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wird durch diese seine Auffassung zwar die Möglichkeit ab- 
gelehnt, die Luft dem Eigentum und der Souveränität zu unter- 
werfen — aber Rechte am Luftraum (Fauch ille sagt immer 
Luft) werden dem Staate zugesprochen. Folglich wird der 
Luftraum das Objekt von Rechten des Staates. Der Staat 
braucht das Recht über ihn zu seiner Erhaltung, folglich er- 
hält er es. Und aus diesem Rechte leiten sich die anderen 
Rechte am Luftraum her. 

Zwei Mittel kennt man bis jetzt, um auf den Luftraum 
materiell einzuwirken: Ballon und elektrische Welle. Und auf 
beide dehnt Fauch ille seine Theorie aus. Der Territorial- 
herr ist folglich berechtigt, die Luftschiffahrt unter seine Kon- 
trolle zu nehmen, so gut wie die elektrischen Wellen, welche 
in seine Rechtssphäre eingreifen. Wenn morgen aber eine 
neue Möglichkeit erschiene, den Luftraum auszunützen und 
dem Territorium zu schaden oder gefahrlich zu werden, würde 
aus demselben Rechte heraus der Territorialherr auch diese 
neue Erscheinung unter seine Kontrolle nehmen können. Und 
damit erscheint die Haltlosigkeit der Fauch ille sehen Theorie 
von der Freiheit der Luft. Entweder sie ist frei (wie Nys 
sagt) und lässt keine Rechte zu, oder der Territorialherr erhält 
alle ihm notwendigen Rechte, welche sämtlich aus seinem 
Rechte auf Selbsterhaltung herzuleiten sind. Denn jeder Ein- 
griff in die Rechtssphäre des Luftraumes (und nach Fauchilles 
Ansicht ist es nun eben doch eine Rechtssphäre) ist somit ein 
Eingriff in die Rechte des Territorialherrn, der zu der Abwehr 
alle diejenigen Mittel zu Hilfe nehmen kann, um seiner Autorität 
Geltung zu verschaffen, welche ihm die Technik gewährt. Die 
unbefugte Durchfahrt oder Landung von Luftschiffen kann ge- 
hemmt werden. Das Luftschiff selber wird als Kampfmittel 
gegen das Luftschiff hier wohl einmal eine wichtige Rolle er- 
halten für die Reglementierung der Luftschiffahrt, elektrische 
Wellen werden als Kampfmittel dienen gegen die elektrischen 
Wellen usf. Damit hat der Territorialherr alle Rechte erhalten, 
welche überhaupt in bezug auf den Luflraum möglich sind, 
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und diese Gesamtheit aller Rechte deckt sich wohl im Begriff 
mit dem Begriff der Souveränität. 

Fauchille nennt Souveränität die faktische und ununter- 
brochene Herrschaft über ein Gebiet und schliesst deshalb den 
Begriff der Souveränität für die Luft aus, weil sie sich ihrer 
Natur nach jeder Herrschaft entziehe. Die Luft, sicherlich, 
sie bleibt eine res communis omniumy welche nicht für jemanden 
reserviert und festgehalten werden kann. Aber das Recht 
besteht nicht an der Luft als Element, sondern an dem Luft- 
raum, der geographisch umgrenzbar ist und ein Gebiet dar- 
stellt, wie ein Territorium, im letzten Grunde eine Sache, an 
der Rechte bestehen können. Diese Rechte gehen nicht auf 
das Element selbst, sondern auf die Herrschaft im Räume. 
Sie bestehen gegen menschliche Eingriffe in diese Rechts- 
sphäre und entsprechen den absoluten Rechten, welche das 
Eigentum verleiht. Der fundamentale Irrtum in Fauchilles 
Theorie entschleiert sich hier. Er gesteht den Staaten Rechte 
zu, welche dem Eigentum entspringen, verneint aber die Mög- 
lichkeit des Eigentums selbst, weil er nicht genau unterscheidet 
zwischen dem ungreifbaren Element und dem Raum, welcher 
unabhängig vom Element eine geographisch abgrenzbare Grösse 
ist. Wo die Konsequenz (das Recht) entsteht, muss auch 
deren Vorbedingung (Eigentum) vorhanden sein. 

Ich führe hier ein analoges Beispiel an. Jemandem ge- 
hört eine Strecke eines Baches. Das Wasser entzieht sich 
seinem Besitz, sobald er es nicht für sich schöpft. Seine 
Herrschaft besteht in seinem Rechte am Bach, das Wasser 
aber wird seiner Herrschaft entgehen. 

Auch im Küstenmeer ist das Wasser so frei wie im hohen 
Meere, trotzdem das Küstenmeer selber nicht frei ist. 

Fauchille lehnt den Begriff der Souveränität weiter mit 
der Begründung ab, dass über dem Luftraum keine faktische 
und dauernde Herrschaft bestehen könne. Dagegen ist ein- 
zuwenden, dass die Rechte dauernder Natur sind, und dass 
die faktische Herrschaft insofern nicht dauernd zu sein braucht, 
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als die Eingriffe auch keine dauernden sind. Es genügt eine 
Organisation der Staatsgewalt, die die Abwehr jedesmaliger 
Eingriffe jedesmal ermöglicht. Mit der Zunahme der Stetigkeit 
in der Ausnützung und Verwertung des Luftraumes werden 
auch sein Schutz und seine Verteidigung stetiger werden. Ich 
habe schon angedeutet, dass die Eingriffe immer nach ihrer 
Natur mit Gegenmitteln derselben Natur abgewehrt werden 
können. Und somit sind wir zum Begriffe der Souveränität 
gelangt. Die ständige staatliche Organisation des Luftraumes 
ist heute noch nicht möglich, ist aber auch nicht notwendig. 
Der Territorialstaat kann schon heute die faktische Möglich- 
keit im Prinzipe erwerben, um Eingriffe in seine Luftsphäre 
abzuwehren, und überdies eignet ihm die Summe aller Rechte, 
welche für den Luftraum in Frage kommen können. Somit 
ist er auch in dieser Sphäre der Souverän. 

Eine Analogie würden unbetretbare Gebirge bieten. 
Auch hier existiert keine ständige Organisation der Gebiets- 
hoheit. Mit dem Augenblicke aber, wo menschliche Handlungen 
auf die bis dahin unbetretenen Gebiete Einfluss nehmen, 
unterliegen sie den Satzungen der Territorialhoheit. 

Die Territorialhoheit reicht so weit wie die Macht. ^) 
Die Macht aber in diesem Falle ist abhängig von technischen 
Erfindungen, die nicht genau definiert werden sollen. Mit 
ihnen steht und fällt sie. Die Macht der Abwehr reicht 
folglich so weit, wie die Macht des Eingriffs. Denn die 
Kampfmittel, welche die Machtsphäre verteidigen, werden 
von derselben Natur sein müssen wie diejenigen, durch welche 
sie angegriffen wird. Angriffs- und Verteidigungsmöglichkeit 



^) Hilty 1. c. Trotzdem Hilty die Thesen Fauchilles antizipiert 
und formalistisch nennt und er eine Ausdehnung der Territorialhoheit auf den 
Luftraum in weitem Umfange (er verwirft Fauchilles Festsetzung von 
Zahlen) für notwendig und rechtlich begründet ansieht, akzeptiert er dennoch 
merkwürdigerweise Fauchilles These: „Z'atV est Uhre^^. Ob er hier unter 
air das Element versteht? Hilty scheint ein Anhänger der Kanonen-Theorie 
zu sein. 

Schneell, Badlotelegraphie n. Völkerrecht. 3 
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halten sich also die Wage. Wenn auch im einzelnen Falle 
oft die Kontrolle fehlen mag, so kann dies Zufall oder 
Absicht sein — prinzipiell besteht die Möglichkeit dazu. Die 
elektrischen Wellen liefern ein Beispiel. Vielleicht gehen sie 
unbemerkt über fremdes Territorium. Die Tatsache des 
Unerkanntbleibens schaltet aber die Macht der Kontrolle 
nicht aus — wenn der Wille der Territorialmacht besteht, 
durchziehende Wellen zu erkennen, zu kontrollieren oder zu 
vernichten, so kann auch die Macht zu diesem Zwecke ge- 
funden werden. Nähere Definitionen zu geben, wäre sinnlos 
— die Lösung wird in jedem konkreten Falle eine andere 
sein müssen, solange die Fakta, um die es sich hier handelt, 
noch vereinzelt auftreten und sich keine dauernde Übung er- 
geben hat.^) 

Aus dem unbedingten Recht der Abwehr fremder Ein- 
griffe in die Rechtssphäre der Territorialherrschaft, welche 
sich aus dem Rechte der Selbsterhaltung herleitet, gepaart 
mit der Macht der Abwehr, folgere ich alle weiteren Rechte. 
Denn hinter jedem Eingriff kann sich ein Angriff verstecken, 
immer also existiert das Recht der Kontrolle. Die Summe 
aller Rechte aber macht die Souveränität aus. Somit genügt 
uns schon Fauchilles droit de conservation, um zum Begriff 
Souveränität zurückzugelangen. Nur das Bestehen von 
Rechten anderer als des Territorialherrn an dem betreffenden 
Luftraum könnte die Souveränität ausschliessen und be- 
schränken. Es würde sich dann um eine Art Servitut, immer 
nur um jura in re aliena handeln. Das Rechtsobjekt aber 
selber würde als res aliena durch diese Ausnahme nur 
bestätigt. 



^) Am 24. September 1907 hat das Zeppelinsche lenkbare Luftschiff, 
versehen mit einem Funkentelegraphen (?), eine Probefahrt gemacht und dabei 
den Luftraum von fünf Staaten befahren. Natürlich war kein Grund zur 
Einsprache vorhanden, da es sich nur um Proben im Interesse der Wissen- 
schaft handelte. Das Recht der Kontrolle der Aktionen des Luftschiffes stand 
aber zweifellos den Staaten zu. 
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Denn der Satz: Vair est libre, welcher allein einem 
anderen ein latentes Recht garantieren könnte, ist nach dem 
Obigen nicht haltbar und nur für die Luft als Element zu- 
treffend. Dass die Luft als territorium nullius angesehen 
werde, mag ursprünglich rechtlich begründet gewesen sein, 
solange sie als Feld menschlicher Tätigkeit undenkbar war. 
Doch hat das ganze alte Recht das Anrecht, ja sogar den 
Besitz des Territorialherrn stillschweigend angenommen. Bes 
nullius cedit occtipanti. Als selbstverständlicher und natür- 
licher Okkupant gilt der Territorialherr. Der Luftraum ist 
unter diesem Gesichtspunkt seine Interessensphäre. Dieses 
tausendjährige Gewohnheitsrecht müsste ihm erst genommen 
werden. Die Thesen, die aber bis jetzt in diesem Sinne auf- 
gestellt worden sind, haben wir als unzureichend erkannt. 
Nur durch Konventionen können völkerrechtliche Servituten 
geschaffen werden. Von selber existieren auf diesem Gebiete 
keine jura in re aliena. 

Die Analogie der Freiheit des Meeres ist verfehlt. 
Denn erstens liegt unter dem Meere kein territorialer Grund 
und Boden wie unter der Luft; das hohe Meer ist deshalb 
keinem Staate notwendig und zugehörig. Und zweitens be- 
ruht auch die Freiheit des Meeres nur auf einer völker- 
rechtlichen Konvention. Denn einzelne Staaten hatten schon 
angefangen, gewisse Meere als territorial zu erklären, als 
Grotius' weittragender Satz: Mare est liberum durch die 
Welt klang. Es lag auf der Hand, dass die Freiheitserklärung 
des Meeres für alle Staaten vorteilhafter war als die Terri- 
torialisierung einzelner Teile, welche überdies nur mit den 
grössten Schwierigkeiten durchzuführen gewesen wäre. Alle 
Staaten hatten demnach ein Interesse an der Freigabe des 
Meeres. Das y,droit de conservation^* kam dabei gar nicht in 
Frage, mit Ausnahme des Küstenmeeres, welches auch sofort 
als territorial erklärt werden musste. Bei diesem letzteren 
besteht allerdings eine gewisse Ähnlichkeit mit dem limitrophen 
Luftraum. Denn an dieser Meerzone haben die Grenzstaaten 
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zweifellos die ersten Rechte, das droit de conservation, nach 
anderer Ansicht alle Rechte, also Souveränität.^) Die Diffe- 
renzen der Ansichten in bezug auf diesen Gegenstand zu 
untersuchen, gehört nicht hierher, da der Fall nicht ganz 
analog mit dem unseren ist. Ebensowenig die Erörterung 
der verschiedenen materiellen Zonen, die dafür vorgeschlagen 
werden. Denn hier kann eine Grenze konventionell festgelegt 
werden; da wo das Territorialrecht aufhört und die Rechte 
aller die gleichen zu werden anfangen. An einer Stelle also 
konkurrieren zwei Rechte und müssen ihre Abgrenzung er- 
halten. Nicht so beim Luftraum. Da existieren keine Rechte 
Aller — auch konventionell kann keine Schutzzone abgegrenzt 
werden, — denn die Schutzzone muss unbegrenzt sein. Die 
Gefahr, welche dem Territorium durch Angriffe aus dem 
Luftraum droht, ist unbeschränkt, ja sie nimmt sogar mit 
grösserer Entfernung bei verschiedenen technischen Verfahren 
nur zu, während sie auf der See mit steigender Entfernung 
abnimmt. 

Zwischen dem mare liberum und dem „Vair est libre^^y 
welche beide auf Konvention beruhen müssten, um leben zu 
können, besteht also ein fundamentaler Gegensatz; von 
Analogie kann gar keine Rede sein. Denn während es im 
allgemeinen Interesse der Staaten liegt, das Meer frei zu geben, 
liegt es noch mehr in ihrem Interesse, sich am Lufträume alle 
Rechte vorzubehalten. 

Der Luftraum muss demnach nach einheitlichem Prinzip 
behandelt werden. Denn eine Einteilung in Zonen ist nur 
von dem ephemären Stande der Techniken, welche die Luft 
ausnützen, abhängig und kann keinen prinzipiellen Wert 
haben. Darüber sind im Grunde alle einig, mit Ausnahme der 
oben angefiihrten Zonentheoretiker. Obwohl wir aber diese 
Zoneneinteilung verworfen und die Notwendigkeit und Logik 



^) Das Institut de droit international hat sich in seiner Sitznng von 
1894 für die Sonveränität am Küstenmeer entschieden. 
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der einheitlichen Behandlung nachgewiesen haben, ist uns 
Rollands Ansicht dennoch wertvoll. Darin nämlich, dass er 
für die erste 330 m-Zone Eigentum und Territorialhoheit an- 
nimmt.^) Hierin besteht sein grundsätzlicher Gegensatz zu 
Fauch ille. Seine Begründungen aber scheinen uns stich- 
haltig; er spricht dem Territorialherrn für die relativen ersten 
Zonen jeweils die gleichen Rechte zu, die er am Lande und 
am Küstenmeere hat. Er anerkennt deshalb die Luft als 
Akzessorium des Landes, ja gleichsam als einen von ihm un- 
trennbaren Körper, und er geht sogar so weit, den Satz 
umzudrehen und das Land als Akzessorium der Luft und 
gleichsam ihren Träger zu erklären. yjPar ailleurs ü eodste, 
dans les couches atmospheriques uns aiitre zone extreme dont 
la Situation est facüe ä determiner. Cest celle qui est imme- 
diatement au-dessus du soh Sur eile VEtat souverain du 
territoire a exactement les droits de propriete et de souverainete 
qu^ü a sur ce territoire. La raison n'est pas que Vair est, 
en quelque maniere un accessoire du sol, mais qu'il faxt, en 
quelque sorte, corps avec lui et lui est lie d^une maniere 
indissoluble, Quelque paradoxal que cela puisse paraitre, on 
pourrait presque dire que le sol doit &tre envisage comme une 
annexe de Vair, comme son simple support.'^ 

Die Anschauung scheint mir völlig richtig. Denn nur 
in dieser Luftschicht existiert der Mensch, nur durch sie. 
Ohne sie wäre seine Territorialhoheit nicht vorhanden. Denn 
das Recht braucht ein Subjekt, um bestehen zu können! 
Und der Mensch, im letzten Grunde das einzige Subjekt aller 
Rechte, lebt nur dadurch, dass die Luft von der Erde un- 
zertrennlich ist (pmne autem jus hominum causa consti- 
tuttim est). 

Sobald wir aber, entgegen Fauch ille, die Territorial- 
hoheit an der ersten, willkürlich beschränkten Luftzone an- 
erkennen müssen, steht nichts mehr im Wege, diese auf die 



^) Rolland p. 65, Anm. 4. 
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ganze Luftsäule, soweit als menschliche Einwirkung in Frage 
kommen kann, auszudehnen. 

Wir kommen also auf die Extreme zurück — entweder 
volle Freiheit (Nys) oder absolute Souveränität. Jede andere 
Untereinteilung ist nicht haltbar, ob es nun eine materielle 
Abgrenzung von Rechtszonen oder eine Beschränkung von 
Grundrechten sei. Deshalb wird Fauchilles These ^^^avr est 
lihr&^ niemals als gleichberechtigt neben Grotius' Wort j^mare 
est liberum'^ treten können. 

Der Weg der Funkentelegraphie geht aber hauptsächlich 
durch die Luft. Die Rechtsverhältnisse des Luftraumes prin- 
zipiell festzustellen und über die Reichweite der Territorial- 
hoheit sich klar zu werden, war deshalb die unerlässliche Vor- 
bedingung, wenn wir für die Funkentelegraphie weitere Rechts- 
grundsätze finden sollen. 

Noch sieht man nicht ab, wohin die Entwicklung drängt. 
Eines aber ist sicher. Der Luftraum fangt heute erst an, sich 
menschlicher Ausbeutung zu erschliessen und unerhörte Mög- 
lichkeiten tun sich auf. Die Ausbeutung des Luftraumes wird 
in wirtschaftlicher Beziehung eine ungeheure Wichtigkeit er- 
langen. So viel steht fest; es wäre aber unnütz, sich in irgend- 
welche Hypothesen darüber weiter zu verlieren. Die einzelne 
rechtliche Regelung wird der einzelnen neuen Art der Aus- 
beutung auf dem Fusse zu folgen haben. Ein allgemeiner 
Grundsatz muss aber schon heute fixiert werden, da er mass- 
gebend ist für alles weitere: das Recht am Luftraum. Wenn 
sich der Grundsatz ^,Vair est l%bre^\ wobei ich in diesem Falle 
Luftraum unter air verstehe, nur in Fauchilles Thesen fände, 
würde er vielleicht keine so eingehende Widerlegung und aus- 
drückliche Ablehnung notwendig gemacht haben, da die Staaten- 
praxis sich von selber ihr widersetzen wird. Aber das Institut 
für internationales Recht hat sie, trotz dem Widerstände be- 
deutender Juristen, schliesslich angenommen, und so hat die 
These einen nicht unerheblichen Schritt vorwärts gemacht. 
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Die Tragweite der Gefahr aber, die in ihr liegt, ist gar nicht 
abzusehen. 

S 8. 

Diskussion der Rechte am Luftraum durch das Institut 

für internationales Recht. 

Die Diskussion, welche die These im Institut fand, ist 
sehr wichtig. Westlake bekämpfte sie als erster und stellte 
eine Gegenthese auf: 

„L'Etat a un droit de souverainete sur Vespace aerien 
aii'dessus de son soly sauf un droit de passage inoffensif pour 
les bdllons ou autres machines aeriennes et pour la correspon- 
dance telegraphique sans fiV^ 

Westlake korrigierte auch grundsätzlich den Ausdruck 
Vair in espace aerien; seine Ausführungen waren von feinster 
Logik; der Ausdruck y^passage inoffensif^ wurde aber vom 
Institut als zu unbestimmt zurückgewiesen. Schwerwiegend 
ist, dass Westlake die Souveränität aufrecht erhielt, aber 
eine völkerrechtliche Servitut beifügte. 

Der Marquis Corsi pflichtete in einer glänzenden Er- 
örterung dem Antrage Westlake bei, und traf, obwohl er 
die Servitut des u^age innocent einräumte, zum ersten Male 
den Begriff des Rechts an der Atmosphäre in seinem ganzen 
Umfange: 

jySur Vespace aerien qui le horde, VEtat a non seidement 
le droit de prendre toutes les mesures necessaires ä sa sürete 
mais encore le droit de realiser tous les avantages economiques 
qxie donne la possession du sol, Le terme ,droit de conser- 
vation* est trop etroit car ü fait penser ä Vintegrite territoriale^ 
tandis quHl s'agit ici d'assurer, non pas seulement la securite 
politique de VEtat, mais son plein developpement economique 
et par suite son ipanouissement dans toutes ses fonctions.*' 

Hier wird die ungeheure wirtschaftliche Bedeutung be- 
rührt, welche das Recht an der Atmosphäre für die Zukunft 
haben wird. Eine juristische Begründung dieser Sätze und 
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dieses grossen Postulats wird allerdings nicht gegeben; wir 
haben sie aber im vorigen, hoffentlich mit Glück, durchzuführen 
versucht. 

Da es sich um einen so allumfassenden Grundsatz handelt, 
wie das Souveränitätsrecht an der Atmosphäre, erscheint 
Westlakes Einschränkung durch den „pa^sage inoffensif^ als 
überflüssig. Die Souveränität verträgt keine Einschränkung, 
auch der passage inoffensif unterliegt ihrer Kontrolle, durch 
die er sich ja erst als inoffensiv erweisen kann. Zweifellos 
wird der passage inoffensif in normalen Zeiten von den Mächten 
sich gegenseitig zugestanden werden, so gut wie er für das 
Territorium in internationalen Konventionen zugestanden worden 
ist. Es ist aber dies die Aufgabe von Konventionen; der 
Grundsatz des Rechtes an der Atmosphäre muss ohne 
alle Einschränkung aufgestellt werden. Denn eine wirkliche 
Entscheidung und Abgrenzung aller Rechte ist nur durch Kon- 
ventionen möglich. Und die Konventionen entsprechen den 
Bedürfnissen der Staaten, welche die Leiter alles menschlichen 
Geschehens sind. Und deshalb ist die Territorialherrschaft 
über den Luftraum, so gut wie die Freiheit des Meeres, eine 
Konvention, eine der grössten von denen, auf die man sich 
noch nicht definitiv geeinigt hat. Merignhac^) nimmt diesen 
Standpunkt ein, den Fauchille als willkürlich darstellt. Er 
ist aber der einzige, welcher mit der unumstösslichen und im 
letzten Grunde einzigen für Menschen verbindlichen Tatsache 
rechnet, dass die grossen rechtlichen Fragen der Menschheit 
deren Bedürfnissen und Interessen gemäss entschieden werden, 
und dass die Konventionen dafür das einzig bindende Mittel sind. 

Trotzdem E. Rolin, v. Bar 2) und Weiss davor 
warnten, zu früh eine so schwerwiegende Regel aufzustellen 



^) M6rignhac op. cit. 

*) V. Bar wollte sich auf eine grundsätzliche Entscheidung einiger 
Fragen, betreffend die Stellung der Funkentelegraphie im Kriege, beschränken. 
Die Fragen waren durch Vorfälle im japanisch-russischen Kriege angeregt. 
V. Bar scheint das Institut als eine Art Gerichtshof aufzufassen, welcher für 
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und den ersten Artikel Fauch illes ganz ausgemerzt sehen 
wollten, wurde er schliesslich doch angenommen; denn 
Fauchille bestand, und gewiss mit Recht, darauf, dass man 
sich über die Grundfrage der Rechtsverhältnisse der Luft klar 
sein müsse, ehe man daran gehe, einzelne Bestimmungen für 
die Radiotelegraphie aufzustellen. Leider vermochten West- 
lake und Corsi mit ihrem Projekt nicht durchzudringen; 
Fauchilles verführerische These, dass sich die Luft ihrer 
Natur nach jeder Herrschaft entziehe, drang durch, obwohl 
Westlake schon allein die Unkorrektheit der Redaktion des 
Artikels und des Ausdruckes Vair nachgewiesen hatte. 

Wiewohl ich Westlakes These in der Hauptsache als 
die einzig richtige ansehe, halte ich doch die Einschränkung 
der Souveränität zugunsten des passage inoffensif für verfehlt. 
Vielleicht dürfte der Grundsatz eher folgenden Wortlaut 
annehmen: 

Die Staaten behalten sich alle Rechte über den Luft- 
raum vor, der ihren Landesgrenzen entspricht, und gestehen 
sich gegenseitig für diese Zone die Rechte der Territorial- 
hoheit zu. Die Rechte in einzelnen Fällen zugunsten des 
internationalen Verkehrs und der Interessen der Allgemeinheit 
abzuwägen und festzustellen, bleibt die Aufgabe internationaler 
Konventionen. 

S9. 
Hypothese einer Neutralisierung des Luftraumes. 

Eines wäre vielleicht denkbar: die dauernde Neutrali- 
sierung des Luftraumes. Allerdings nur in gewissen Zonen, 
denn gänzlich kann und darf er nicht neutralisiert werden. 
Aber ausser den schon angeführten Schwierigkeiten, welche 



internationale praktische Fälle nachträglich prinzipielle Entscheidungen liefert. 
Jedenfalls wies er nachdrücklich auf die Gefahr, welche darin liegt, unreife 
Thesen aufzustellen. Die Andeutungen, welche er über seine Gedanken zur 
Lufttheorie machte, stellen ihn als Anhänger einer Zonentheorie dar, wobei 
die Erdzone, welche der Territorialhoheit unterliegt, willkürlich auf 50 — 60 m 
festgesetzt wird. 
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sich einer Aufteilung des Luftraumes in Zonen entgegenstellen, 
besteht noch eine andere: die Schwierigkeit der Aufrecht- 
erhaltung und Kontrolle dieser Zonen. Eine wirkliche 
Reglementierung dieser Art ist heute kaum denkbar. 

Eine solche Neutralisierung entspräche rechtlich ungefähr 
dem passage inoffensif des Vorschlages Westlake. Die 
Dardanellen und der Suezkanal müssten Analogien liefern. 
Aber auch dies ist Sache von internationalen Konventionen; 
€0 ipso kann kein solches Passagerecht bestehen. Und einer 
konventionellen Neutralisierung höherer Luftsphären wird sich 
stets der Umstand entgegensetzen, dass es sich nicht um ein 
territorium nullius handelt, das zum territorium commune 
omnium unter gewissen Bedingungen konventionell umge- 
wandelt oder als solches nach gemeinsamer Übereinkunft 
geschaffen wird, sondern um ein Gebiet, an welchem die 
leweilig angrenzenden Territorien die ersten Rechte und 
Interessen haben. So wird die Staatenpraxis auch einem 
solchen Vorschlag auf konventionelle Regelung gegenüber 
sich zurückhalten müssen. Denn immer wird die Haltung 
überall dieselbe sein: keinen Schritt aus seinem Machtbereich 
zu weichen und keine Einschränkung zu dulden, wenn sie 
nicht durch dadurch erlangte Rechte ausgeglichen wird. 



II. Abschnitt. 

Regelung des radiotelegraphischen Verkehrs in 
Friedenszeiten. 

Vermeidung direkt juristischer Fragen durch die Konvention. 
Die erste internationale Konvention, betreffend eine 
Erfindung, die den Luftraum ausnützt, ist nun bereits ge- 
schlossen. 
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Aber die Berliner radiotelegraphische Konferenz hat 
diese heikelen Rechtsfragen klugerweise gar nicht berührt. 
Allerdings konnte sie ihrer entraten, denn die Konvention 
betrifft nur den Radiotelegraphen- Verkehr in Zonen, für welche 
die Territorialrechte unwesentlich sind. Nur der Verkehr 
zwischen Meer und Küste, also die Benützung freien Luft- 
raumes und die Landung auf territorialem Gebiete wird durch 
sie konventionell gebunden. Alles ist darin nur auf die 
Regelung des Seeverkehrs abgesehen, für den die Radio- 
telegraphie naturgemäss die grösste Bedeutung hat. Die 
Frage der Territorialhoheit brauchte deshalb hier nicht ange- 
schnitten zu werden, ebensowenig wie die Kriegsfrage, für 
welche sich die Mächte stillschweigend alle Rechte vorbehalten 
hatten.^) 

Heute sind diese Fragen für den radiotelegraphischen 
Verkehr noch nicht akut geworden; der radiotelegraphische 
Verkehr über Land ist minimal im Verhältnis zum Verkehr 
auf See. Auch hier wird man wohl abwarten, wie sich in 
der Praxis die Fälle gestalten, ehe man rechtliche Grundsätze 
konventionell feststellt. Deshalb geht die Tendenz dieser Kon- 
vention dahin, nur Vorschriften und Bestimmungen zu geben 
für einen Verkehr, welcher schon existiert. Die noch rein 
theoretische Frage der Radiotelegraphie aus Luftschiffen wird 
deshalb nicht berührt. Die Konvention schafft nur gegenseitige 
Pflichten. 

Nur die Art. 7 und 8 der Petersburger Konvention, 
welche ich oben (p. 20) angeführt habe, haben allgemeinen 
rechtlichen Charakter. Sie sollen für die Radiotelegraphie 
ebenfalls in Kraft treten; in ihren rechtlichen Folgen sind 
sie allerdings besonders für die Behandlung der Telegraphie 
im Kriegsfalle von Wichtigkeit. 



^) Vergl. Marine-Rundschau 1903, p. 1074 — 75. Archiv für Post- und 
Telegraphie 1904, Heft 3, p. 65 flf. ProiocoUs de la Conference präli- 
minaire cancemant la telegraphie sans fil, Berlin 1903, p. 70, 71. 
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S ". 

Sperrung der internationalen Radiotelegraphie 
kraft Souveränität. 

Da aber diese für die Landtelegraphie geschaflfenen 
Artikel ohne weiteres auf die Radiotelegraphie übertragen 
werden, scheint auch die Konferenz stillschweigend anerkannt 
zu haben, dass die territorialen Verhältnisse auf den Luftraum 
ausgedehnt werden müssen. 

Der Art. 3 des Institutsbeschlusses hat folgende Form: 
yyChaque Etat a la faculte, dans la mesure necessaire ä 
sa securite de s^(ypposer, au-dessus de son territoire et de ses 
eaux territoriales, et ausd haut quHl sera utile, au passage 
d'ondes hertziennes^ que celles-ci soint emises par unappareü 
WEtat ou par un appareil prive place ä terre, ä bord d^un 
navire ou d!un ballon. Dieser Artikel ist in die Abteilung 
jyEtat de paix'* aufgenommen. Trotzdem er mit dem Art. 8 
der Petersburger Konvention eine gewisse Ähnlichkeit hat, ist 
doch seine Tragweite im Sinne Fauchilles eine viel be- 
schränktere und die radiotelegraphische Konferenz ist viel weiter- 
gegangen, als sie den Art. 8 völlig in die radiotelegraphische 
Konvention herübernahm. Seiner These gemäss, dass die Luft 
frei ist, hat Fauchille den Satz mit der Einschränkung auf- 
gestellt „do^ns la mesure necessaire ä sa securite'^. Der Artikel 
richtet sich folglich nur gegen die Störungen des territorialen 
Verkehrs, welche durch Hertzwellen anderer Provenienz ver- 
verursacht werden. Sobald die Technik den Weg gefunden 
haben wird, die Wellen zu isolieren, fällt der Artikel hin. Er 
ist lediglich ein Schutzparagraph ohne weitere Bedeutung. Nach 
unserer Ansicht, dass die Territorialhoheit für den Luftraum 
besteht und bestehen wird, muss jede Einschränkung der Wir- 
kung des Artikels wegfallen. Dann erhält er erst die weit- 
tragende politische und wirtschaftliche Bedeutung, die er er- 
langen muss. Die radiotelegraphische Konferenz hat durch 
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Übernahme des Art. 8 der Petersburger Konvention schon in 
unserem Sinne entschieden. 

Jeder Staat hat demzufolge das unbedingte Recht, der 
fremden Radiotelegraphie den Durchgang durch sein Luft- 
gebiet zu untersagen; die Sperrung muss in richtiger Form 
den Mächten notifiziert werden (Art. 4 des Genter Beschlusses). 
Der Fall ist in der Praxis schon aufgetreten, ehe der Genter 
Beschluss gefasst worden war. ^) Die radiotelegraphische Ver- 
bindung Englands mit Italien über Frankreich hinweg war 
geplant worden, stiess aber auf Frankreichs Widerspruch, mit 
der Begründung, dass die französischen Telegraphen dadurch 
gestört würden. Das droit de conservation reichte hier aus. 
Die Sperrung würde aber heute zufolge des Art. 8 der Peters- 
burger Konvention auch ohne diese Begründung möglich sein. 

Allerdings sind hier zwei Fälle vorzusehen : die Schliessung 
der nationalen Telegraphie für den internationalen Verkehr 
einerseits und die Sperrung des Luftraumes für über nationales 
Territorium hinwegziehende Wellen andererseits. Der erste 
Fall ist durch Art. 8 der Petersburger Konvention deutlich 
geregelt. Für den zweiten Fall, wozu obiges Beispiel, ist das 
„Droit de conservation*^ ausreichend, sonst kann die Territorial- 
hoheit herangezogen werden. 

Dadurch, dass die radiotelegraphische Konvention die 
Petersburger Art. 7 und 8 herübergenommen und somit gegen 
die These des Instituts entschieden hat, wird ein weiteres Ein- 
gehen auf die Begründungen Fauchilles für diesen Punkt hin- 
lällig. Der Institutsbeschluss erklärt zwar in Art. 2, dass die 
Regeln der Landtelegraphie auf die Radiotelegraphie über- 
tragen werden sollen, wo kein Spezialfall eintritt. Die Art. 7 
und 8 konnten nach Fauchilles These aber nicht zu diesen 
gerechnet werden. Deshalb hat ja auch der Institutsbeschluss. 
in Art. 3 und 4 eine radiotelegraphische Variante mit den 
nötigen Einschränkungen von Art. 7 und 8 aufgestellt. 



*) Vergl. Annuaxre von 1906, p. 309. 



46 B- Dogmatischer Teil. 

S 12. 

Staatsschiffe und Luftschiffe dem Staatsterritorium 

assimiliert. 

Merkwürdig ist, dass das Institut, welches mit geringer 
Mehrheit die These von der Freiheit der Luft und daraus ge- 
folgerte weitere Artikel angenommen hat, dennoch einen 
Artikel Fauchilles verwarf, welcher folgendermafsen ver- 
fasst war: 

yjDoivent au point de vue des transmissions par la tele- 
{/rapide sans fil, etre assimiles au territoire de VEtat^ en quelque 
endroit quHls se trouvent, meme dans la haute mer ou Vatmo- 
sphere qui la domine, les hallons d'Etat ou les ballons prives, 
les navires d'Etat ou les navires prives quHls soient ou non 
lies ä VEtat par un contrat de Subvention ou par Vaffectation 
ä un Service public," 

Fauchilles Vorschlag ist auf die These von der Freiheit 
des Luftraumes völlig logisch aufgebaut. Das Institut scheint 
sich aber dennoch gescheut zu haben, die Konsequenzen der 
ersten Entscheidung in diesem Falle zu ziehen. 

Da ich den Luftraum und die hohe See rechtlich ver- 
schieden betrachte, muss ich die Luftschiffe auch grundsätzlich 
anders behandeln als die Meerschiffe. Für die Schiffe erscheint 
mir Fauchilles Standpunkt gerechtfertigt, da er der her- 
gebrachten Übung entspricht.^) Die Schiffe sind Teilchen 
ihres Heimatstaates, solange sie sich auf dem territorium nullius 
befinden. Nicht so die Luftschiffe. Sie befinden sich, sobald 
sie den Raum über der hohen See verlassen, unter der Kon- 
trolle territorialer Jurisdiktion, welche eine Konsequenz der 
Territorialhoheit ist. 

Für das Luftschiff, welches diejenigen Partien der Atmo- 
sphäre mittels Radiotelegraphie ausnützt, welche der hohen 
See entsprechen und territorium nullius sind, werden die 
Analogien im Seerecht gefunden werden müssen. Aber ge- 



^) Rolland 1. c. p. 74, Anm. 5. 
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rade für dieses ist der freie Luftraum das am wenigsten in 
Betracht kommende Operationsfeld. Seine Radiotelegraphie 
wird im allgemeinen mehr über Land praktische Bedeutung 
gewinnen. Konventionen werden auch hier, sobald der Ver- 
kehr ein stetiger geworden sein wird, so dass es sich nicht 
mehr nur um Ausnahmefalle handelt, die näheren Bestimmungen 
festzulegen haben. Denn auch hier wird der Standpunkt von 
grösster Wichtigkeit sein, dass die Atmosphäre nicht frei ist, 
sondern der jeweiligen Territorialhoheit unterworfen sein muss. 
Deshalb werden Staatsluftschiflfe den territorialen Luftraum 
ebensowenig unbeschränkt durchziehen können, wie die Staats- 
schiffe das territoriale Gewässer. Dieselben Bestimmungen 
werden für beide zur Geltung kommen müssen. 

Die Konvention erklärt es deutlich, dass sämtliche radio- 
telegraphischen Land- und SchifTsstationen durch die Staaten, 
deren Flagge sie führen, zur strengen Beobachtung der be- 
schlossenen Regeln anzuhalten seien. Auch die privaten und 
autorisierten Unternehmungen werden hier einbezogen. Im 
Interesse des Verkehrs ist eine strenge Reglementierung vor- 
gesehen. Notrufe haben Anspruch auf besonders rasche Be- 
förderung und Beantwortung und gehen der Korrespondenz vor. 

S 13- 

Gegenseitige Verpflichtung, den internationalen Verkehr 

nicht zu stören. 

Da rfch die Konvention darauf beschränkt, den radio- 
telegraphischen Verkehr auf hoher See zu ordnen und vom 
territorialen Gebiet nur die Küsten zu reglementieren, d. h. 
grossenteils nur Gebiete, wo die Rechte aller die gleichen sind, 
so stellt sie beinahe nur gegenseitige Verpflichtungen, keine 
Rechte auf. Eine rechtlich sehr weittragende Verpflichtung 
enthält der Art. 8 : Vexploitation des stations radioteUgraphiques 
est organisee, autant que possible, de maniere ä ne pas troubler 
le Service d^autres stations de Vespece, Es können sich daraus 
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wohl auch Rechte herleiten lassen, denn eine Störung durch 
den Verkehr kann zu rechtlichen Konsequenzen führen. Aller- 
dings drückt sich der Artikel so vorsichtig aus, dass er wenig 
Handhaben bietet. 

Rechtlich wichtiger ist der Art. 7. Dieser gehört zu 
den wenigen, wo von einem Rechte gesprochen wird, von dem 
nämlich, neben den Stationen, welche dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet und der Reglementierung durch die Konvention 
unterworfen sind, an Bord und an der Küste unabhängige 
Vorkehrungen für Radiotelegraphie treffen zu können, deren 
Bestimmungen geheim gehalten werden und deren Verkehr 
unbeschränkt und frei ist. Dass im Art. 21 dieselben Vor- 
behalte für weitere radiotelegraphische Einrichtungen, besonders 
für diejenigen zu militärischen Zwecken, gemacht worden sind, 
ist schon erwähnt worden. 

Hiermit dürften die Punkte erschöpft sein, wo die prin- 
zipielle rechtliche Stellung der Funkentelegraphie oder die 
Reglementierung des radiotelegraphischen Verkehrs in Friedens- 
zeiten in Frage kommt. Trotzdem sich die radiotelegraphische 
Konvention im Prinzip nur mit dieser letzteren befasst und 
nicht auf Feststellungen grundsätzlich rechtlicher Natur ein- 
tritt, gibt sie dennoch auch für die rechtliche Behandlung im 
allgemeinen wichtige Anhaltspunkte. Sogar die grundlegende 
Frage der Ausdehnung der Territorialhoheit auf die Luft, 
welcher die obigen Ausführungen grossenteils gewidmet sind, 
scheint sie in dem von uns angegebenen Sinne entschieden 
zu haben. 

Diese Frage wird weiterhin von derselben Wichtigkeit 
sein bei der Erörterung der Rechte und Pflichten der Staaten 
für den wichtigen Ausnahmefall des Krieges, wenn die nor- 
malen Bedingungen des internationalen Verkehrs gestört und 
aufgehoben werden. Diesen nun neu eintretenden Pflichten 
und Rechten ist der folgende Abschnitt gewidmet. 
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III. Abschnitt. 

Eingriffe in die Radiotelegraphie durch 
die Kriegsparteien. 

I. Kapitel. 
Allgemeine Fragen. 

S 14. 

Die Radiotelegraphie im Land- und Seekriege. 

Auf zwei Gebieten hat die Radiotelegraphie bis jetzt 
ihre weittragende Bedeutung erwiesen und wird auch da be- 
rufen sein, immer von eingreifenderer Wirkung zu werden: 
Im gewöhnlichen friedlichen Seeverkehr und bei der Kriegs- 
führung zu Land und insbesondere zu Wasser. Ihre ungeheure 
Überlegenheit besteht darin, dass die Apparate mobil sind und 
keine stabilen Verbindungen erfordern, deren sich der Feind 
bemächtigen könnte und die abzuschneiden möglich wären. 
Mittelst der Radiotelegraphie ist es den Kriegführenden er- 
möglicht, über die Köpfe des Feindes hinweg zu korrespon- 
dieren, so dass verschiedene Heerlager untereinander und mit 
dem Zentrum der Kriegsorganisation in Verbindung bleiben 
können. Wichtiger noch ist sie für die Flotten, weil durch 
sie Meldungen von Schiff zu Schiff möglich gemacht werden 
und die Flotte auch mit dem Lande in Verbindung bleiben 
kann. Wie in Friedenszeiten werden auch im Kriege das 
Hauptoperationsfeld der Radiotelegraphie die See und die 
Küste bleiben. 

Für die Reglementierung der Radiotelegraphie zur See 
in Friedenszeiten hat die Konvention die mafsgebenden 
Normen aufgestellt. Der Kriegsfall wird ausdrücklich nicht 
erwähnt.^) Ein Artikel, wie der Art. 15 der Pariser Kabel- 



*) Die Beschlüsse der Vorkonferenz von 1903 erwähnten den Kriegsfall 
nicht. Doch war man darüber einig, dass die Staaten inihrer Aktionsfreiheit 
Schneell, Radiotelegraphie n. Völkerrecht 4 
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konvention von 1884, worin ausdrücklich für den Kriegsfall 
alle festgesetzten Regeln aufgehoben werden, ist nicht in die 
Berliner Konvention aufgenommen worden. Durch die Über- 
nahme der Art. 7 und 8 der Petersburger Konvention sind 
aber dennoch für den Kriegsfall die wichtigsten Ausnahmen 
gemacht. Denn wenn auch diese Artikel im Frieden ihre 
Bedeutung haben können, so sind sie doch im Grunde für 
den Kriegsfall gemünzt. So auch der Art. 21 der Berliner 
Konvention, worin sich die Staaten ihre Unabhängigkeit der 
Konvention gegenüber gewahrt haben. Die Grundbestimmungen 
des öffentlichen Telegraphenverkehrs werden dadurch nicht 
aufgehoben, aber ein geheimer unabhängiger Verkehr wird 
neben dem öffentlichen vorbehalten. Wenn somit die 
Konferenz für den Krieg gar keine Beschlüsse gefasst und 
den Fall gar nicht erwähnt hat, so sind indirekt ihre Artikel 
dennoch auch für den Kriegsfall mafsgebend und werden zur 
Beurteilung rechtlicher Fragen, welche durch den Kriegsfall 
aufgeworfen werden, dennoch als Anhaltspunkte und Mafsstab 
dienen können. 

Veranlasst durch die Vorfälle des russisch-japanischen 
Krieges, wo die Radiotelegraphie schon in grossem Mafsstabe 
zur Verwendung gekommen war, drang das Institut in seiner 
Genter Sitzung darauf, einige der dort brennend gewordenen 
Fragen grundsätzlich zu entscheiden. Die Theorie befindet 
sich hier wieder in der angenehmen Lage, nicht in die Luft 
bauen zu müssen, sondern auf Fragen zu fussen, welche die 
Praxis angeregt und teilweise gelöst hat. Es existieren also 
schon Anfänge eines Gewohnheitsrechts und Präzedenzfalle, 
die für eine festliegende Rechtspraxis mafsgebend werden 
können. Gerade eine solche Rechtsübung sollte aber ver- 
hindert werden. Denn einige schwierige Rechtsfragen waren 
im Gedränge des Krieges kurzerhand gelöst worden und 
hatten deshalb den Widerstand der juristischen Welt erfahren, 

für den Kriegsfall nicht gehindert werden sollten. Vergl. Scholz, Krieg 
und Seekabel p. 4, Anm. 8. 



ni. Abschnitt. Eingriffe in die Radiotelegraphie durch die Kriegsparteien. 51 

welche die Lösung als rechtlich nicht haltbar verwerfen 
musste. Der berühmteste Fall dieser Art, welcher direkt 
die Radiotelegraphie berührt, ist derjenige des Schiflfes 
Haimun und der Erlass des Statthalters Alexejew. 

Da merkwürdigerweise die etwas willkürlichen Ent- 
scheidungen der Kriegsparteien gewöhnlich von seiten der 
neutralen Regierungen nicht die grundsätzlichen Ablehnungen 
und Proteste erfahren, wie man annehmen sollte, weil auch 
hier die Tendenz der Regierungen deutlich wird, immer die 
Aktionsfreiheit der Kriegführenden höher zu achten als das 
Recht des neutralen Verkehrs, so ist es besonders wertvoll, 
dass nicht nur einzelne Männer der Wissenschaft den Vor- 
fällen und Entscheidungen der letzten Kriegspraxis . gegenüber 
Stellung genommen haben, sondern dass das Institut für 
internationales Recht in seiner Gesamtheit sich über die 
Vorfälle ausgesprochen und grundsätzliche Entscheidungen 
vorgebracht hat. 

s 15. 

Ursprung der Kriegsrechte und der Neutralitätsrechte. 

Alles handelt sich hier darum, die Rechte der Krieg- 
fuhrenden und die Rechte der Neutralen gegeneinander abzu- 
grenzen. Sicher ist, dass die bisherige Übung den Krieg- 
führenden besondere Rechte zuerkennt, den Neutralen meist 
nur Pflichten. Das Recht verschiebt sich zugunsten der 
Kriegführenden selbst in den freien Zonen, wo alle sonst 
dieselben Rechte haben. Der tiefere Grund liegt einmal 
darin, dass das Recht grundsätzlich wächst, je mehr die 
Gefahr zunimmt. Es ist das Recht der Selbsterhaltung, aus 
dem sich viele andere Rechte herleiten: das droit de conser- 
vation. Weiterhin aber entstehen den Kriegfuhrenden auch 
weitere Rechte daraus, dass man in der möglichsten Freiheit 
und Unbeschränktheit der Kriegführenden eine vermehrte 
Möglichkeit sieht, den Krieg rasch zu Ende zu führen. In 

diesem Falle wird die Maxime eine Stütze und Förderung 

4* 
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des Friedens. Die Ansicht, dass der Krieg seine Schrecken 
behalten müsse, um der Erhaltung des Friedens dienen zu 
können, ist bekannt. 

Das Recht der Neutralen ist auch viel jünger als das 
Recht der Kriegfiihrenden. Es besteht darin, dass die 
Neutralen den friedlichen Verkehr mit beiden Kriegsparteien 
ungestört fortsetzen können, nur müssen sie alles vermeiden^ 
wodurch die eine oder andere Partei gefördert oder unter- 
stützt werden könnte. Denn in diesem Falle würden sie 
indirekt an der Kriegsfiihrung teilnehmen und das Recht der 
Neutralität verwirken.^) Ihr Recht auf friedlichen Verkehr 
wird also im Grunde durch die Kriegsführung nicht ver- 
mindert. Dennoch aber nimmt das Recht der Kriegsparteien 
zu; sie erhalten das Recht der Kontrolle über allen Verkehr, 
der in freien Gewässern zwischen Neutralen und Krieg- 
führenden existiert. Hier tritt die Arbeit der Rechtswissen- 
schaft ein. Da die Grundnormen der Neutralitäts- und Kriegs- 
rechte feststehen und zum Teil konventionell fixiert sind, 
gilt es im einzelnen, festzustellen, inwieweit die Neutralen frei 
sind, ohne sich eines Neutralitätsbruches schuldig zu machen, 
inwieweit sie verpflichtet sind und wieweit die Rechte der 
Kriegsparteien ihnen gegenüber gehen. 

S i6. 
Das militärische Operationsgebiet. 

Auch hierfür hat der russisch-japanische Krieg eine 
Reihe wichtiger Fälle geliefert. Die Ausdehnung der Kontrolle 
des internationalen Verkehrs durch Russland auf Seegebiete^ 
welche vom Kriegsschauplatz durch ungeheure Distanzen 
entfernt waren, hat allgemeinen Widerspruch gefunden. Man 
verlangte eine Beschränkung dieser Mafsregeln auf den 



1) Geffken, Die Neutralität, Handbuch des Völkerrechts IV. Bd., 
1889. Interessant auch zu vergleichen die Diskussion eines neuen Regime de 
la neuirdliU im Jnnuaire de VLfistitut de droit iniemational 1906. 
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Kriegsschauplatz. Auf hoher See wird der Kriegfuhrende 
verpflichtet werden müssen, den freien Verkehr zu respektieren. 
Sein Operationsgebiet zur See aber rechtlich zu um- 
grenzen und seine Autorität darauf auszudehnen, ist sein 
unbestrittenes Recht; fraglich ist nur, wie weit die Grenzen 
dieses Operationsgebietes gezogen werden dürfen. 

s 17. 

Kriegskonterbande und Seekontrolle. 

Das Seekriegsrecht ist vom Landkriegsrecht noch er- 
heblich verschieden, besonders durch das Seebeuterecht, aut 
dessen Abschaffung allerdings schon vielerseits gedrängt 
worden ist. Die Funkentelegraphie bedeutet fiir dieses keinen 
Spezialfall. Das Recht auf Erklärung und Aufbringung der 
Kriegskonterbande ist dagegen für die Funkentelegraphie 
wichtig, sowohl was die Apparate als was die Korrespondenz 
betrifft, desgleichen das Recht auf Kontrolle des telegra- 
phischen Verkehrs, den die Kriegsparteien und die Neutralen 
haben. 

Die Art. 7 und 8 der Petersburger Konvention be- 
rechtigten die Mächte, sowohl den Verkehr ganz oder teil- 
weise zu sperren als auch die Korrespondenz zu kontrollieren. 
Für die Kriegspartei bedeutet dies nur ein Recht. Die 
Neutralen sind zum gleichen Vorgehen berechtigt; wenn sie 
aber von diesem Rechte Gebrauch machen, so geschieht das 
im Kriegsfalle weniger in ihrem eigenen Interesse, als im 
Interesse der Kriegsparteien, d. h. in der Absicht, keine 
Korrespondenzen zu vermitteln, welche den Kriegsparteien 
nützen oder schaden können. Das Recht wird hier also 
lediglich zur Pflicht. Die Wahrung völlig passiver Haltung 
den Kriegsparteien gegenüber reicht nicht aus, um die 
Neutralität überall unverletzt aufrecht zu erhalten, sondern ein 
aktives Vorgehen der Neutralen im Sinne der Neutralitäts- 
pflicht wird notwendig. 
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S i8. 
Das Kriegsrecht. 

Die Vorrechte, welche die Kriegführenden im Kriege 
erhalten und welche eine Zunahme ihres Rechtes in normalen 
Zeiten bedeuten, sind nicht leicht prinzipiell von den Pflichten 
der Neutralen zu trennen, denn sie greifen eng ineinander 
ein; dem Rechte einerseits entspricht die Pflicht andererseits. 
Soviel wie möglich werde ich dennoch versuchen, auseinander 
zu halten. 

Das Institut hat sich in einem 5. Artikel dahin geäussert, 
dass die Regeb, welche im Frieden Geltung hatten, auch im 
Kriege prinzipiell Anwendung finden sollen. Die radio- 
telegraphische Konvention hat sich, wie gesagt, nicht in der 
Art des Art. 15 der Pariser Konvention dagegen erklärt. 
Sie hatte es auch nicht nötig. Denn die schon erwähnten 
Vorbehaltsartikel der Konventionen genügen, um für den Krieg 
einen Ausnahmezustand zu garantieren. 

Da das Recht des Kriegführenden das positivere ist, 
als die mehr negativ-passive Neutralitätspflicht, und da diese 
auch nur vom Rechte der Kriegfuhrenden sich herleitet, 
scheint es mir geeignet, zuerst nur dieses zu behandeln und 
abzuwägen, wie weit das Kriegsrecht in den funkentelegraphischen 
Betrieb eingreifen darf und inwijsweit sich hier der international- 
neutrale Verkehr unterzuordnen hat. Die Behandlung der 
gewöhnlichen Telegraphie wird in vielen Fällen auch hier 
mafsgebend sein, desgleichen auch die Behandlung der Kabel- 
telegraphie, für welche der spanisch-amerikanische Krieg von 
1898 die klassischen Beispiele geliefert hat.^) Zum Teil also 
lassen sich die Entscheidungen für die gewöhnliche Telegraphie 
auch auf die Funkentelegraphie mit wenig Veränderung über- 
tragen, zum Teil aber liefert die Funkentelegraphie Spezial- 
fälle, welche ihrer Natur nach von allen anderen verschieden 
sind und auch rechtlich prinzipiell zu unterscheiden sind. 



^) Scholz, Krieg und Seekabel 1902. 
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Das yyBegime de Vair** ist dabei von grosser Wichtigkeit; 
alles hängt davon ab, wie man sich in jener Grundfrage ent- 
scheiden will. Beispiele hat der russisch-japanische Krieg 
geliefert. 

2. Kapitel. 

EingriflFe in die BadiotelegrapUe kraft Eriegsrechts 
im Landkriege. 

S 19. 

Die feindliche Radiotelegraphie ist als Kriegsmittel 
Angriffsobjekt. 

Während in normalen Zeiten die Bedeutung der Funken- 
telegraphie auf dem Festlande verhältnismässig untergeordnet 
ist, wächst sie in Kriegszeiten kraft der oben erwähnten 
kriegstechnischen Brauchbarkeit der funkentelegraphischen 
Apparate. 

Der Funkentelegraph ist infolgedessen ein Kriegsmittel 
ersten Ranges. Als solches ist er auch Angriffsobjekt des 
Feindes. Die funkentelegraphischen Stationen, soweit sie sich 
in vom Feinde okkupiertem Lande befinden, unterliegen der- 
selben Behandlung wie die übrigen telegraphischen Ein- 
richtungen. Sie können von dem Feinde beschlagnahmt oder 
zerstört werden, welcher das Land okkupiert hat, gleichviel, 
ob sie in Staatseigentum oder in privatem Eigentum stehen. 
Auch die Rechtsstellung derjenigen Personen, welchen die 
Leitung der beschlagnahmten Funkentelegraphen-Stationen 
untersteht, entspricht derjenigen der Telegraphen- und Eisen- 
bahnbeamten des okkupierten Landes. ^) Gleichgültig ist dabei, 
ob sie Landesangehörige des Feindes oder Neutrale sind.^) 



*) Vergl. Scholz, Drahtlose Telegraphie und Neutralität p. 202, 
Anm. 34, wo auch die ganze Literatur angegeben. 

*) Der Vorschlag, dem mobilen Eigentum Neutraler in Feindesland 
und diesen selber eine privilegierte Stellung zu sichern, wenn sie sich im 
Lande eines Kriegführenden aufhalten, wurde vom Institut abgelehnt. 
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Insoweit erscheinen diese Mafsnahmen der Kriegsleitung, 
wo sie sich zwischen den beiden Kriegsparteien abspielen, als 
selbstverständliche Folgen der Kriegsfiihrung. Rechtliche 
Schwierigkeiten bietet ihre Beurteilung nicht. Die Vermehrung 
der Rechte der Kriegsparteien leitet sich naturgemäss aus 
dem Kriegsrechte her. 

S 20. 

Eingriffe kraft Kriegsrecht in Radiotelegraphie 
seitens Neutraler. 

Natürlich kann jede Kriegspartei, sei es im eigenen 
oder im okkupierten Lande, den telegraphischen Verkehr 
unter strenge Kontrolle nehmen oder ganz sperren. Auch 
Neutralen gegenüber, je nachdem die Kriegszwecke die Mafs- 
regel notwendig erscheinen lassen. Hier wird zum erstenmal 
ein Recht der Neutralen getroffen. Das Recht der Kriegs- 
parteien geht hier vor; die Neutralen müssen es sich ge- 
fallen lassen, dass der internationale Verkehr dem Willen der 
Kriegführenden gemäss unterbrochen wird, soweit deren 
Gewalt reicht. Nun könnte der Fall eintreten, dass ein 
Neutraler, welcher in keiner Beziehung zur Kriegsführung 
steht, den funkentelegraphischen Verkehr im okkupierten 
Lande fortsetzt, wobei der Okkupant nicht imstande wäre, die 
Verbindung dauernd abzubrechen. Es ist fraglich, inwiefern 
sich der neutrale Besitzer der Station verantwortlich macht. 
Nach den Regeln der radiotelegraphischen Konvention dürfte 
die Entscheidung kaum zweifelhaft sein, denn die Konvention 
unterwirft alle radiotelegraphischen Anstalten ihren Regeln, 
gleichviel, ob sie direkt dem Staate gehören oder Privaten. 
Überdies ist die Funkentelegraphie in den meisten Staaten 



Annuaire 1906, p. 402 ff. Westlake begründete seine Ablehnung mit den 
Worten: an ne peut pas exiger, en kur faveur (nämlich der Neutralen, 
welche im Lande des Kriegführenden niedergelassen sind) des beWg^ants, 
d^autres droits que ceux accardäs aux indigenes. 
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monopolisiert.^) Der Neutrale kann also auch hier keine 
Sonderstellung beanspruchen. Das Recht der Kriegspartei 
an seinen Stationen ist dasselbe wie an denen feindlichen 
Staatseigentums, da seine Stationen vom feindlichen Staate 
genehmigt werden mussten, um den öffentlichen Verkehr auf- 
nehmen zu können. Erschwerende Umstände können sogar 
dazu kommen, wenn der Neutrale in den Verdacht kommt, 
im Dienste des Feindes gehandelt zu haben. Hier wäre 
sogar ein Fall von Kriegsverrat denkbar; auch falls aus dem 
okkupierten Lande mittelst Funkentelegraphie Nachrichten 
über Lage und Stellung des Feindes über den Feind hinweg 
der anderen Armee bekannt gegeben würden, ohne dass der 
Okkupant der Telegraphenstation gewahr geworden wäre. 
Der Fall läge auch hier juristisch einfach; die gewöhnlichen 
Rechtsfolgen des Kriegsverrats ^) würden eintreten, falls die 
Tatsache erwiesen wäre. Ob der Täter Einheimischer oder 
Neutraler ist, bleibt hier gleichgültig. Durch die Teilnahme 
an Kriegsaktionen ist die Neutralität verwirkt. 

Dies ist die denkbar schwerstwiegende kriegsrechtliche 
Straftat, welche mit Hilfe der Radiotelegraphie zur Vollendung 
gebracht werden kann. Dass die Absendung von kriegserheb- 
lichen Nachrichten auf fimkentelegraphischem Wege keine 
Spionage begründen kann, wird später beim Seekriegsrecht 
noch zu behandeln sein, wo die Frage bereits im russisch- 
japanischen Kriege akut geworden ist. 

Bei der leichten Beweglichkeit der funkentelegraphischen 
Apparate ist der Fall denkbar, dass Neutrale in ein Land, 
welches sich im Kriege befindet, teils aus Neugierde, teils aus 
Gewinnsucht kommen, um von da aus funkentelegraphische 
Nachrichten zu verbreiten, ohne Absicht, einer der Kriegs- 



*) Vergl. Zuculin op. cit.,. p. 71 fF., und besonders Meili, Die draht- 
lose Telegraphie im internen Recht and Völkerrecht, welcher eine schöne 
Znsammenstellimg der die Radiotelegraphie betreifenden Bestimmungen gibt, 
p. 29 fr. 

*) Vergl. Scholz p. 205, Anm. 42. 
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Parteien zu schaden oder zu nützen. Wäre diese Absicht da- 
gegen erwiesen, würde je nach der Schwere der Straftat Kon- 
fiskation der Apparate oder Kriegsgefangenschaft die Folge 
sein. Auch hier liegt der Fall einfach. Noch einfacher da, 
wo diese Absicht der Kriegsteilnahme nicht besteht. Die Zu- 
lassung und Duldung solcher Personen hängt ganz von dem 
Gutdünken der militärischen Autorität ab, welche die Be- 
dingungen der Zulassungen zum Kriegsschauplatz festsetzt.^) 
Zweifellos werden die Bedingungen sehr strenge sein, und wird 
demnach auch eine strenge Kontrolle über den telegraphischen 
Verkehr ausgeübt werden können, wo er überhaupt zugelassen 
wird. Es ist undenkbar, dass ein solcher Verkehr ohne die 
ausdrückliche Bewilligung der Kriegspartei bestehen kann; 
man muss sogar annehmen, dass eine solche Bewilligung aus- 
bleibt oder ein direktes Verbot eintritt. Denn weit entfernt 
davon, der Kriegspartei nützlich zu sein, kann ein solches 
funkentelegraphisches Nachrichtenwesen nur schädlich werden. 
Selbst ohne Willen der Absender, falls die Nachrichten von 
der anderen Partei abgefangen werden. Korrespondenten von 
Zeitungen, welche am ehesten noch zum Kriegsschauplatz zu- 
gelassen werden dürften, 2) könnten am leichtesten in die Ver- 
suchung kommen, mit Funkentelegraphie zu arbeiten. Doch 
müsste bei der grossen Gefahr der Indiskretion, welche durch 
die ungeheure Schnelligkeit der Weitergabe solcher Nachrichten 
erhöht wird, ein derartiger Nachrichtendienst unbedingt unter- 
sagt werden. Die Kriegspartei ist berechtigt, solche unlieb- 
same Gäste wegzuweisen und ihnen die Ausstreuung von Nach- 
richten mittelst ihrer privaten Apparate zu untersagen. Es 
scheint ausgeschlossen, dass eine derartige Erlaubnis erteilt 
wird; alle Rechtsfolgen sind damit erledigt. Schwieriger wird 
der Fall erst auf der hohen See, wo die Autorität der Kriegs- 
parteien keine so absolute ist. 

*) Vergl. Scholz 1. c. Anm. 45. 

*) Im serbisch-balgarischen Kriege verbaten sich die Kriegsparteien die 
Anwesenheit von Kriegskorrespondenten. 
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Erst eine Übertretung des Verbots kann rechtliche Straf- 
folgen haben. Konfiskation der Apparate und Gefangennahme 
der Schuldigen kann erfolgen. Scholz*) ist der Ansicht, dass 
die Freiheitsstrafe nur so lange dauern soll, als sie durch das 
Kriegsinteresse bedingt wird, also nicht über die Dauer des 
Krieges hinaus; dass sie aber nicht in der milden Form der 
Kriegsgefangenschaft zur Anwendung zu kommen brauche. 
Doch ist nach meiner Ansicht der Kriegführende wohl auch 
berechtigt, auf die Übertretung seiner Verbote absolute 
Strafen zu setzen, welche von der Dauer des Krieges unab- 
hängig sind. Die weiteren Möglichkeiten, welche Scholz^ 
in diesem Zusammenhange anfuhrt und welche ein strengeres 
Vorgehen gegen indiskrete Schlachtenbummler rechtfertigen, 
sind für alle Individuen in dieser Lage gemein und nicht aus- 
schliesslich durch Verwendung von Funkentelegraphie bedingt. 

Alle diese Fälle sind von verhältnismässig geringer prak- 
tischer Bedeutung, da die Kriegsparteien auf dem Landkriegs- 
schauplatz ihr Eintreten von vornherein unmöglich machen 
werden. 

S 21. 

Die Radiotelegraphie bei Verkehrssperre. 

Die wichtigste Übertretung eines kriegsrechtlichen Ver- 
botes, welche einen Spezialfall der Funkentelegraphie darstellt, 
ist der Bruch der vom Feinde verhängten Verkehrssperre 
durch Neutrale. Zwei Fälle sind denkbar: entweder der Neu- 
trale befindet sich in dem belagerten oder blockierten Platze 
und verkehrt funkentelegraphisch über den Belagernden hinweg, 
oder es wird umgekehrt aus dem Eücken des Belagernden 
mit dem abgesperrten Platze eine funkentelegraphische Ver- 
bindung von ihm hergestellt. Das Recht der Verkehrssperre 
ist eines der absolutesten Kriegsrechte, dem sich die Neutralen 
unterwerfen müssen. Soweit der Verkehr mit dem belagerten 



*) 1. c. p. 207. 

*) 1, c. p. 208 oben. 
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Platze sichtbar oder materiell greifbar ist, hat der Belagerer 
das Recht, ihn zu zerstören. In der Funkentelegraphie ist ein 
wichtiger neuer Faktor entstanden, der die Umgehung dieses 
Rechtes ausserordentlich erleichtert. Die Gefahr wird dadurch 
für den Belagerer erhöht, dass der Funkentelegraphenverkehr 
einen geheimen Angriff auf die Effektivität des Belagerungs- 
zustandes macht. Scholz ist der Ansicht, dass der tele- 
graphische Verkehr eines Neutralen mit einem belagerten Platze 
nur Strafe nach sich ziehen dürfe, wenn der Schuldige in 
flagranti ertappt wird. Er führt dabei die Analogie der 
Spionage an. Auch der Spion kann nur bestraft werden, wenn 
er in flagranti ergriffen wird. Diese Analogie scheint mir 
nicht nur aus dem Grunde verfehlt, weil Spionage und Funken- 
telegraphenverkehr grundsätzlich verschieden sind , sondern 
auch aus dem Grunde, dass die Funkentelegraphenstation, 
welche zu dem Zwecke eingerichtet wird, eine Verkehrssperre 
zu brechen und ein kriegsrechtliches Verbot zu umgehen, eine 
ständige Installation ist, die sich in den Dienst einer Kriegs- 
partei stellt oder dem anderen schaden will. Sie wird ein 
Kriegsmittel von grosser Bedeutung und muss deshalb der 
Beschlagnahme und Aufhebung durch den Feind unterliegen. 
Der Spion ist deshalb nicht mehr strafbar, wenn die Straftat 
verjährt ist, weil die äusserst strenge Bestrafung mit dem 
Tode nur als ein Schutzmittel aufzufassen ist; nach vollbrachter 
Spionage aber wäre die Präventivmafsregel sinnlos geworden. 
Es erscheint deshalb möglich, dass kriegsrechtlich absolute 
Strafen auf den Bruch der Verkehrssperre gesetzt werden 
können, welche im Dienste der Kriegsparteien ausgeführt 
worden ist. Die Neutralität ist auch hier verwirkt, die Teil- 
nahme an den Kriegsoperationen evident. Zerstörung oder 
Konfiskation der Apparate, ja sogar Freiheitsstrafe erschiene 
gerechtfertigt. Der Grad der Strafe wird von der Strafandrohung 
des Belagerers abhängen, grundsätzlich aber scheint hier auch 
ein nachträgliches Repressivmittel gerechtfertigt. Die Kriegs- 
parteien werden sich durch Erlass um so strengerer Verbote 
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dagegen schützen müssen, je leichter ihre Operationen durch 
fiinkentelegraphische Verbindungen gehemmt und ihre Mafs- 
regeln durchkreuzt werden können. 

3. Kapitel. 

Eingriffe in die Radiotelegraphie kraft Eriegsrechts 
im Seekriege. 

S 22. 

Kontrolle des neutralen Verkehrs auf hoher See 
durch die Kriegsparteien. 

Die Lösung der schwebenden Fragen im Landkriege 
konnte auf keine grossen Schwierigkeiten stossen; auch wo 
Neutrale in Frage kommen, lag die Entscheidung in den all- 
gemeinen Normen des Kriegsrechts. Die Verhältnisse im 
Seekriege sind viel verwickelter. Der Neutralitätsbruch ist 
auf dem festen Lande leichter nachzuweisen. 

Durch das Recht der Kriegsparteien, eine Förderung 
oder Benachteiligung ihrer Kriegsfiihrung durch Neutrale zu 
untersagen und zu diesem Zwecke ihre Mafsnahmen zu treffen, 
ist eine Beschränkung und Beaufsichtigung des neutralen Ver- 
kehrs bedingt. Dadurch können Mafsregeln, welche in nor- 
malen Zeiten nur im Bereich der Staatshoheit möglich wären, 
auch auf freie Gebiete ausgedehnt werden. Die Kriegführen- 
den können sich sogar im freien Räume zum Zwecke ihrer 
Kriegsoperationen Gebiete abgrenzen, in welchen ihre Autorität 
unbedingt anerkannt werden muss. Die Kontrolle darüber, 
dass die Neutralen nichts unternehmen, was der einen oder 
anderen. Kriegspartei schaden kann, ist im Prinzip überall auf 
dem hohen Meere möglich. Sogar sehr weitgehende und an 
Überschreitung dieser Befugnisse grenzende Mafsnahmen sind 
noch im letzten Kriege vorgenommen und von den Neutralen 
verhältnismässig geduldig hingenommen worden.^) 



*) Vergl. oben p. 14. 
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Das Blockaderecht gibt der Kriegspartei, welche die 
Blockade verhängt, die Fähigkeit, einen feindlichen Hafen von 
jedem Verkehr mit der See abzuschliessen und diesen Ver- 
kehr auf der ganzen in Frage kommenden Zone zu verhindern. 

Das ffdroit de visite** berechtigt die Kriegsparteien zur 
Untersuchung neutraler Schiffe, um auf Kriegskonterbande zu 
fahnden. 

Hier können leicht Anlässe für Rechtsverletzungen vor- 
kommen. Die Funkentelegraphie aber schafft ihrer Natur ge- 
mäss noch neue Situationen, die bisher in der rechtlichen 
Praxis unbekannt gewesen sind. Es gilt also, genau zu unter- 
suchen, inwieweit die Rechte des Kriegführenden diejenigen 
des freien neutralen Verkehrs beeinträchtigen dürfen. 

Das Institut für internationales Recht hat in seiner 
Genter Sitzung auch diese Fragen erörtert und seine Beschlüsse 
gefasst. 

Am eingehendsten und gründlichsten sind sie aber in 
der grundlegenden Schrift von Scholz: „Drahtlose Telegraphie 
und Neutralität" behandelt worden. Scholz ist dem Rechte 
bis in seine feinsten Verzweigungen nachgegangen. Sein 
Standpunkt wird fiir das Folgende grossenteils mafsgebend sein. 

S 23. 

Sperrung und Kontrolle des radiotelegraphischen Verkehrs 
an der Küste durch die Kriegsparteien. 
Dass ein Staat berechtigt ist, den telegraphischen 
Verkehr und somit auch den funkentelegraphischen völlig zu 
sperren, also auch die radiotelegraphischen Stationen seiner 
Küsten zu schliessen, ist eine bekannte Tatsache. Schon in 
Friedenszeiten ist der Zustand möglich und rechtlich geschützt, 
wieviel mehr da, wo er durch Kriegsoperationen vorge- 
schrieben wird. Die radiotelegraphische Konvention macht 
im normalen Verkehr zugunsten von Schiffen in Seenot Aus- 
nahmen und verpflichtet auch diejenigen Stationen, für welche 
ausdrücklich andere Bedingungen als diejenigen, welche die 
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Konvention aufstellt, reserviert sind, zur unbedingten Annahme 
und Beantwortung der Notrufe. Es liegt daher nahe, dass 
auch Stationen, welche für den öffentlichen Verkehr gesperrt 
sind, in dieser Hinsicht eine Ausnahme machen werden und 
dass bei einer Beschränkung des öffentlichen Verkehrs 
dennoch Schiffe in Seenot das Recht des Anrufs und der 
Beachtung behalten. Der Notruf hat das längstandauernde 
Recht auf Annahme, solange die Station nicht absolut gesperrt 
ist. Allerdings kann dies Recht kein unbedingtes sein, 
trotzdem die Konvention ihm die erste Stelle anweist — die 
Kriegsoperationen können auch seine Vernachlässigung be- 
dingen und das Recht auf gänzliche Sperrung des öffentlichen 
Verkehrs ist prinzipiell unbedingt. 

Aus demselben Grunde wird auch den Schiffsstationen, 
welche sich im territorialen Meere befinden, eine Enthaltung 
von funkentelegraphischer Nachrichtenabgabe oder wenigstens 
deren Beschränkung auferlegt werden können. Zweifellos 
stehen solche Schiffsstationen unter der Kontrolle der landes- 
souveränen Kriegspartei. Zuwiderhandeln zieht die Straf- 
folgen der Verbotsübertretung nach sich. In dieser Sphäre 
entspringt das Recht des verbietenden Staates aus der 
Souveränität oder aus dem „Droit de conservation**. 

Falls eine Okkupationsarmee oder Flotte die Herrschaft 
über ein feindliches Küstengebiet an sich gebracht hat, tritt 
ihre Gewalt an Stelle der Landesgewalt; ihre Verordnungen 
und Verbote sind dann für die Neutralen ebenso verbindlich 
wie diejenigen des Landesherrn. Funkentelegraphie im be- 
setzten Gebiete ist ohne ihre Genehmigung und Kontrolle 
nicht möglich. 

S 24. 

Reglementierung des internationalen radiotelegraphischen 

Verkehrs durch die Kriegsparteien auf dem militärischen 

Operationsgebiet (hohe See). 

Das Recht der Kriegsparteien, störende Einflüsse von 
neutraler Seite fernzuhalten, dringt aber auch auf die hohe 
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See hinaus. An und für sich gilt allerdings in normaler Zeit 
für ein Schiff nur das Gesetz des Staates, dessen Flagge es 
fuhrt; seine öffentlichen radiotelegraphischen Stationen stehen 
unter der Aufsicht des Heimatstaates und fügen sich den 
von diesem auferlegten Verordnungen. Durch die Konvention 
haben sich die Staaten verpflichtet, allen konzessionierten 
Schiffsstationen die Beobachtung der Regeln der Konvention 
aufzuerlegen. Auch funkentelegraphische Stationen auf Luft- 
schiffen müssen analog behandelt werden; solange sie sich im 
freien Luftraum bewegen, stehen sie nur unter dem Gesetz 
des Heimatstaates. 

Wird nun aber durch den Krieg der normale Rechts- 
zustand verschoiDen, so können die Kriegsparteien auch auf 
dem freien Meere ihre Gebote und Verbote aufstellen. Sie 
sollen aber dafür eine Zone abgrenzen, den sogenannten 
Kriegsschauplatz, welcher für die Operationen der Flotten- 
körper ausschliesslich reserviert ist. Wer in diese Zone 
eindringt, unterwirft sich der Jurisdiktion der Kriegfuhrenden, 
sofern er gegen ihre Verbote verstösst. Der Begriff des 
Operationsgebietes ist schwankend, die Kriegfuhrenden werden 
selber die Gebiete geographisch festlegen; bei der Beweglich- 
keit der Flotten und der unvorhergesehenen Verschiebung 
ihrer Körper wird sich auch das Operationsgebiet fortwährend 
verschieben müssen. Dennoch ist die Abgrenzung der Zone 
und deren Notifikation notwendig und wünschenswert. Eine 
lokale Beschränkung der Kontrolle des neutralen Verkehrs 
auf den tatsächlichen Kriegsschauplatz wird immer dringender 
verlangt und ist teilweise auch praktisch befolgt worden.^) 

S 25. 

Radiotelegraphie und Blockade. 

Unveränderlich bleibt der Kriegsschauplatz nur bei der 
Blockade. Das Blockaderecht ist, wie erwähnt, eins der un- 



^) Vergl. auch Scholz 1. c. p. 198, Anm. 29. 
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beschränkten Kriegsrechte. Auf seinen Begriff braucht man 
hier nicht einzugehen. Es genügt zu wissen, dass die Blockade 
eine absolute Absperrung eines Küstenplatzes von dem 
Verkehr zur See bedeutet, welche die feindliche Partei ver- 
hängt und über deren Ausübung zu wachen sie sowohl 
berechtigt als verpflichtet ist, da andernfalls die Blockade nicht 
effektiv würde, somit völkerrechtlich nicht verpflichtend wäre. 
Ein Schiff, welches die Durchbrechung der Blockade anstrebt, 
setzt sich der Aufbringung und Kondemnation aus. 

In der Funkentelegraphie ist nun ein unsichtbarer 
Blockadebrecher entstanden, welcher den Verkehr mit dem 
blockierten Platze aufrechterhalten kann. Bei der eventuellen 
Gefährlichkeit dieses Verkehrs für die blockierende Partei 
muss der Blockierende auch gegen diesen Verkehr ein 
Repressivmittel erhalten. Die Blockade berechtigt nach 
allgemeiner Übung zur Zerschneidung von Kabeln, auch 
wenn diese die blockierte Küste mit neutralen Staaten ver- 
binden. Analogerweise muss die Unterbrechung der funken- 
telegraphischen Verbindung ein Recht des Blockierenden sein. 
Seine Ausübung ist aber schwierig und die Kontrolle nicht 
leicht. Vielleicht wird sich der Blockierende durch Abfangen 
der Funksprüche eine Kontrolle über den Verkehr verschaffen. 
Fraglich ist nun, falls die Absicht der Schiffsstation erwiesen 
ist, mit dem blockierten Platze in Verbindung zu treten, ob 
dieser Blockadebruch auf funkentelegraphischem Wege eine 
ebenso strenge Strafe nach sich zieht, wie der materielle 
Durchbruch eines Schiffes durch die Sperre. Falls die 
Absicht, die Blockade zu brechen, evident ist, dürfte sie 
jedoch wie ein materieller Blockadebruch zu behandeln sein 
und zum mindesten die Aufbringung und Konfiskation der 
funkentelegraphischen Station nach sich ziehen. Allerdings 
liegen auch hier Verwickelungen nahe. Der dolus muss 
erwiesen sein. Andernfalls könnten Schiffe, welche mit funken- 
telegraphischen Apparaten versehen sind und an die Küste 
nicht kriegserhebliche Telegramme richten, welche gar nicht 

Schneell, Radiotelegraphie u. Völkerrecht. 5 
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für den blockierten Punkt berechnet sind, dasselbe Schicksal 
erfahren, was eine durch keine Kriegsnotwendigkeit bedingte 
Verletzung neutraler Interessen bedeuten würde. 

Das Institut de droit internationcU hat für diesen Fall 
folgenden Artikel vorgesehen: 

Art. 6: „Sur la haute mer^ dans la zone qui correspond 
ä la sphere d'adion de leurs Operations militaires, les belli" 
gerants peuvent empecher les emissions d^ondes, meme par un 
siijet neutre,'' 

Die Entscheidung, die hierin liegt, geht viel weiter zu- 
gunsten der Kriegführenden, als das oben Gesagte. Der 
Kriegführende wäre demnach berechtigt, jegliche funken- 
telegraphische Meldung zu verhindern. Das Wort empecher 
ist im Texte an Stelle des erst vorgeschlagenen interdire 
gesetzt worden. Interdire war rechtlich formeller. Dennoch 
geht der Artikel rechtlich auch so noch zu weit, dadurch, 
dass er den funkentelegraphischen Verkehr, auch den uner- 
heblichen und privaten, abzubrechen gestattet. Und zwar 
nicht nur auf die Blockade beschränkt, sondern auf die ganze 
Operationssphäre, je nachdem also recht weit auf die hohe 
See hinaus. Auf diese bleibt er allerdings beschränkt. Aber 
diese Sphäre ist, wie gesagt, schwer zu definieren. 

Erstens ist als Ausnahmefall schon ein Schiff in Seenot 
anzuführen; sein Anruf auf hoher See kann nicht verhindert 
werden. Im Küstenmeer ist die Untersagung denkbar; auf 
hoher See auch in der Operationssphäre nicht. Seenot dehnt 
das Recht ähnlich aus wie Kriegsnot. Deshalb ist ein 
absolutes Verbot der Funkentelegraphie für den Fall der 
Seenot nicht bindend. Überhaupt erscheint der Artikel des 
Instituts zu absolut; er war inspiriert durch den Fall des 
Haimun und den daran geknüpften Erlass des russischen 
Statthalters Alexejew. Dieser zielt hauptsächlich auf die 
Stellung der Zeitungskorrespondenten und auf das indiskrete 
Nachrichtenwesen ab, welches den Kriegsparteien in hohem 
Grade lästig, wenn nicht schädlich werden kann. 
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S 26. 

Kriegserhebliche Nachrichtensendung seitens Neutraler 
' (Spionage?). 

Hier ist an das zu erinnern, was bei der Behandlung 
derselben besoldeten oder unbesoldeten Schlachtenbummler in 
bezug auf den Landkrieg gesagt worden ist. 

Der Fall Haimun war in kurzen Umrissen folgender: 
Die Zeitung „The Times" beabsichtigte, sich die Funken- 
telegraphie zwecks rascherer Nachrichten vom Seekriegs- 
schauplatze vor Port Arthur nutzbar zu machen und sandte 
auf den Kriegsschauplatz das Schiff Haimun, auf welchem ein 
Korrespondent des Blattes sich befand, welcher funken- 
telegraphisch seine Nachrichten nach Wei-hai-wei schickte, 
wo die Times ebenfalls eine Station besass. Diese gab die 
Funksprüche auf neutralem Kabel nach London weiter. *) Die 
höchstmögliche Vorsicht war angewandt, um ein Mitlesen der 
Funksprüche durch die Kriegsparteien zu vereiteln, und das 
Unternehmen schien im besten Gange zu sein. Der Korre- 
spondent der „Times" war zweifellos gefasst darauf, dass 
sein Vorgehen den Widerspruch der Seestreitkräfte finden 
dürfte. Deshalb setzte er mit seiner Berichterstattung erst 
nach Beginn der Seeschlacht ein, damit nicht durch die 
Berichterstattung vor der Schlacht der Schein unneutralen 
Vorgehens erweckt würde. Dennoch scheint die russische 
Kriegsleitung Verdacht geschöpft zu haben, und es erschien 
ein Erlass von Alexejew, des Inhalts, dass Zeitungs- 
korrespondenten, welche sich angesichts der Halbinsel 
Kwantung in der Sphäre der Aktionen der russischen See- 
kräfte verbesserter, in den Konventionen noch nicht vorge- 
sehener Apparate bedienten, um dem Feinde Nachrichten zu 
geben, als Spione und die Schiffe, die dazu dienten, als gute 
Prise behandelt werden würden. Der Erlass schlug wie ein 



^) Eine ausführliche Beschreibung des Vorgangs bei Lawrence op. 
cit, pag. 83 ff. 
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Blitz ein. Der Begriff der Spionage, auf welcher Todesstrafe 
steht, entsetzte die Welt. Immerhin war die Mafsregel zwei- 
fach beschränkt — erstens auf den engsten Kriegsschauplatz, 
zweitens auf den Fall der Nachrichtensendung an den Feind. 
Also auf alle Fälle nur auf nachgewiesenes unneutrales Ver- 
halten.*) 

Dass der Ausdruck der Spionage, welcher in der Hitze 
des Gefechtes gebraucht worden ist, juristisch nicht haltbar 
ist, leuchtet ein. Er ist auch sofort von verschiedenen 
Juristen gründlich widerlegt und zurückgewiesen worden.^ 
Die Funkentelegraphie eignet sich ihrer Natur nach nicht zur 
geheimen Auskundschaftung; dagegen kann sie, wie schon 
beim Landkrieg erwähnt, den Kriegsverrat zur Ausführung 
bringen. Als solcher könnte auch der Fall erscheinen, den 
Alexejew treffen wollte. Der Fall ist denkbar, dass ein 
Kriegskorrespondent seine Kenntnis des Kriegsschauplatzes 
dazu missbrauchte, dem Feinde wichtige Mitteilungen fiinken- 
telegraphisch zu vermitteln. 

Im Interesse der Zeitungskorrespondenten sind Vor- 
schläge versucht worden, wie man die von den Korrespondenten 
abgegebenen Funksprüche unter Kontrolle nehmen könnte. 
Ein Vorschlag geht dahin, dass die Kriegspartei, bei welcher 
das Korrespondenzschiff sich befindet, dahin einen Offizier als 
Zensor abordnet. ^) Da die Kriegspartei an dieser Nachrichten- 
absendung aber kein Interesse hat, ist es unwahrscheinlich, 
dass sie eine solche umständliche Zensur einrichtet, wo sie 
doch viel einfacher jede Berichterstattung untersagen und die 
indiskreten Eindringlinge, von denen Gefahr oder Unannehm- 
lichkeit droht, fortweisen kann. Das wird wohl auch die 



^) Es wird allerdings mehrfach angeführt, dass die Nachrichtenabsendnng^ 
an Neutrale bei der Möglichkeit der raschen Weitergabe auf telegraphischeoi 
Wege immer eine indirekte Information des Feindes ist. 

*) Vergl. Scholz 1. c. p. 220; Lawrence op. cit.; Rolland op» 
cit. p. 84. 

' *) Zacnlin op. cit.; Contazzi op. cit. 
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praktische Lösung für die Zukunft sein. Da es für die Welt 
nur ein relatives Interesse hat, Berichte über die Kriegs- 
aktionen unmittelbar vom Kriegsschauplatz zu erhalten, verletzt 
das Kriegsrecht hier keine neutralen Interessen und ist 
deshalb unbedingt. Die ganze Literatur über diesen Fall ist 
darin einig, dass die Interessen der Presse hier keine legitimen 
sind^) und keine Ausnahmestellung begründen können. 

An dem Erlass des russischen Statthalters erscheint 
demnach nur der Ausdruck Spionage als unhaltbar und ver- 
fehlt.®) Im übrigen ist der Erlass aber juristisch nicht anzu- 
fechten. Um so merkwürdiger erscheint daneben der Art. 6 
des Institutsbeschlusses. Dieser, veranlasst durch Alexejews 
Erlass, geht viel weiter als der Erlass selbst. Ohne Zweifel 
hat Alexejew den Kriegsverrat im Auge gehabt. Er be- 
grenzt deshalb auch das Operationsfeld sehr eng. Das englische 
Korrespondenzschiff war ja auch dicht bei der russischen Flotte. 
Die Vorbedingungen für Kriegsverrat waren also gegeben. 
Überdies untersagte der Erlass nur die Kommunikation mit 
dem Feinde. Auch der Art. 6 beschränkt das Verbot zwar 
auf das Wirkungsfeld der Kriegsoperationen, welches, wie ge- 
sagt, schwer zu definieren ist und ein dehnbarer Begriff bleibt, 
schränkt aber das Verbot der Funkentelegraphie nicht auf 
die unneutrale Weitergabe kriegserheblicher Nachrichten ein, 
welche Alexejew verstanden hatte, sondern stellt den Satz 
allgemein und absolut hin. Dies ist unhaltbar. Allein schon 
die Seenot macht eine legitime Ausnahme. Weiterhin kann 
der interneutrale funkentelegraphische Verkehr nicht untersagt 
werden, solange er nicht kriegserheblich ist und mit den Kriegs- 
ereignissen nichts zu tun hat. Eingriffe in die intemeutrale 
Telegraphie müssen ausgeschlossen bleiben. Prinzipiell haben 
die Kriegsparteien nur ein Kontrollrecht der neutralen Tele- 
graphie mit sich oder mit dem Feinde. Bei der ungeheuren 
Wichtigkeit der Funkentelegraphie für den neutralen Seever- 

^) Vergl. Scholz 1. c. p. 223. 
•) Vergl. Rolland p. 85, Anm. 2. 
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kehr ist es undenkbar, dass den neutralen Schiffen die Be- 
nutzung ihrer funkentelegraphischen Apparate gänzlich unter- 
sagt werde. ^) Die Kriegsparteien sind nur berechtigt, ihn in 
dem von Alexejew angedeuteten Sinne zu beschränken und 
Zuwiderhandlungen, je nach ihrem Gewicht, mit Strafen zu 
belegen. Wenn die unneutrale Handlung so weit geht, dass 
durch sie die Neutralität verwirkt wird, wird das Schiff dem 
Feinde gleich zu achten sein. Es ist dabei zu unterscheiden, 
ob der Neutrale absichtlich dem Feinde zu dienen wünschte 
und in seinem Solde steht, oder ob er nur, ohne feindliche 
Absicht, Nachrichten weitergibt, die einer Partei schädlich 
sein könnten. Je nachdem kommen Wegweisung, Konfiskation 
des Apparates, Aufbringung des Schiffes und Kondemnation 
nach Schwere des Falles in Betracht. 2) 

Der Art. 6 müsste meiner Ansicht nach bedingt werden, 
da er jetzt zu absolut gefasst ist. Die Feststellungen der Ope- 
rationssphäre haben im jeweiligen Falle die Kriegsparteien zu 
besorgen und bekannt zu machen. Desgleichen werden sie 
in ihren Verboten die Arten von funkentelegraphischen Mit- 
teilungen näher definieren, welche sie für gefährlich halten 
und unter Strafe stellen wollen. 

Trotzdem die Funkentelegraphie ihrer Natur nach absolut 
zur Spionage, d. h. dissimulierenden Nachrichtenerkundung, 
untauglich ist, spukt dieser Ausdruck, seit Alexejew ihn ge- 
braucht hat, in allen theoretischen Erörterungen der rechtlichen 
Behandlung des Falles weiter. Auch das Institut hat ihn in 
seinem Art. 7 zweifach gebraucht. 

Art. 7 : y,Ne sont pas consideres comme espions de gtierre, 
mais doivent etre traites comme prisonniers de guerre sHls 
sont captureSj les individus qui, malgre la defense du belli- 
gerant, se livrent ä la reception des depeches par telegraphie 
Sans ß entre les diverses parties d*une armee ou d^un terri- 



*) Vergl. Rolland p. 83 und Anm. i. 
*) Vergl. Scholz 1. c. p. 223. 
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tdre helligerant. II doit en etre autrement si la correspondance 
est faite sous de faux preteodes,^' 

j,Les porteurs des depeches transmises par la telegraphie 
Sans ß sont assimiles ä des espions larsqu'üs emploient la 
dissimulation ou la ruse/^ 

jjLes navires et les ballons neutres qu% par leurs Com- 
munications avec Pennemi, peuvent etre consideres comme 
s'etant mis ä son Service, pourront etre confisques ainsi pue 
leurs depeches et leurs appareils. Les sujets, navires et baUons 
neutres, sHl n'est pas etabli que leur correspondance etait 
destinee ä fournir ä Vadversaire des renseignements relatifs 
ä la conduite des hostüites, pourront etre ecartes de la Zone 
d^operations et leurs appareils saisis et sequestres,^^ 

Hier erweist sich in höchst interessanter Weise die sug- 
gestive Kraft des russischen Erlasses. Zwei Jahre nachher 
noch hat diese derart nachgewirkt, dass ein Beschluss des 
Instituts dadurch völlig verwirrt worden ist. Schon die nega- 
tive Form des Artikels beweist es. Der Institutsbeschluss 
hatte gar keine Veranlassung, festzustellen, was die Dinge nicht 
sind, sondern konnte es dabei bewenden lassen, zu entscheiden, 
was sie sind. Die Ablehnung des Begriffes Spion für die 
dort erwähnten Handlungen wäre völlig unverständlich, wenn 
man nicht wüsste, dass sie indirekt einen Protest gegen 
Alexejews Erlass bedeuten soll. Denn das dort im ersten 
Abschnitt des Artikels bezeichnete Vergehen hat ja mit Spionage 
auch von ferne nichts zu tun. Der Einfluss eines praktischen 
historischen Falles auf die Theorie wird hier in geradezu er- 
staunlichem Umfange deutlich. Der Art. 7 ist rechtlich nicht 
haltbar, und wenn sein Verfasser sich auf den Art. 29 der 
Haager Konvention, betreffend den Landkrieg, stützt, so kann 
auch dieser Stützpunkt nicht als genügend anerkannt werden. 
Er zieht einen Trugschluss aus dem Art. 29, welcher besagt: 
„«6 peut Stre considere comme espion que Vindividu qui, agis- 
sant clandestinement ou sous faux preteoctes, recueille ou cherche 
ä recueiUir des informations dans la zone d'operations d*un 
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Nehmen wir den Fall an, dass ein Neutraler unter Sdschem 
Vorwand Funkentelegramme absendet und empfängt, so fehlt 
eben inmier noch die Hai^d>edingung: die heimliche dissi- 
mulierende Erkundung. Nur diese bringt die Straftat zur 
Vollendung. Die Tatsache, dass ein Neutraler im Dienste des 
Feindes und in dessen Interessen Nachrichten erkundet und 
sich dabei des Vorwandes bedient, für eine neutrale Zeitung 
zu korrespondieren, macht ihn zum %non. Die Frage, wie 
er die Nachrichten weitergibt, ob brieflich oder telegraphisch 
oder persönlich, ist dabei völlig unerhd)lich. Die Straftat der 
Spionage ist schon vollendet, ehe die Absendung der Nach- 
richt erfolgt. Die funkentelegraphische Vermittehmg der Nach- 
richt, welche Art. 7 erwähnt, hat also mit der Spionage nichts 
zu tun und ist eine unneutrale Handlung für sich. Der Art. 7 
vermengt deshalb zwei Vergehen, die voneinander unabhängig 
sind und verschieden beurteilt werden müssen. Deshalb ist 
er rechtlich unhaltbar. 

Der blosse Überbringer einer Nachricht, unabhängig von 
ihrer Erkundung, gleichviel unter welchem Vorwande sie ver- 
mittelt werde, kann niemals als Spion behandelt werden. Denn 
das Maf^diende ist die Eriomdui^ im feindlichen Interesse; 
der fidsche Vorwand ist nur ein Akzessorium. Es ist unver- 
ständlich, wie das Akzessorium hier hat für das Maf^ebende 
gehalten werden können.^) 

Möglich ist nur, dass die funkentelegraphische Über- 
mittelung nachträglich die vorangegai^ene Spionage zur Kennt- 
nis bringt und verrät, da ihr die Heimlichkeit abgeht. Aus 
diesem Umstände geht noch deutlicher hervor, dass sie selber 
nicht Spionage sein kann.^) Es ist sogar fraglich, ob die Er- 



^) Kebedgj L c. p. 450 lehnt die Behandlimg da- Korrespoidenten 
als Spione ab, nntersdieidet aber auch nicht zwischen heimlicho- Nachrichten* 
crkimdiguig und deren Weitergabe. 

*) Rolland op. cit. p. 85. — Jonhannand op. dt. p. 290. 
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tappung bei der Übergabe der Nachricht noch als Ertappung 
in flagranti angesehen werden darf, welche für die Bestrafung 
der Spionage als Bedingung gilt. 

Demnach kann zwar ein Spion sich der Funkentelegraphie 
bedienen, die Tatsache aber der funkentelegraphischen Über- 
mittelung begründet an und für sich keine Spionage. 

Scholz hat am Ende seiner Schrift^) einen Grundsatz 
aufgestellt, welcher dieselben Vergehen wie der Art. 7 des 
Genter Beschlusses ins Auge fasst. Auch er tut der Spionage 
Erwähnung. Der Grundsatz lautet: 

„War die funkentelegraphische Übermittelung mit einer 
solchen Nachrichtenerkundung verbunden, welche unter den 
erschwerenden Umständen der Spionage erfolgte, so trifft die 
schuldigen Personen die Strafe dieses Vergehens." 

Dieser Satz ist vollkommen logisch, da die Unter- 
scheidung zwischen Erkundung (eigentlicher Spionage) und 
Übermittelung gemacht ist. Die Erkundung ist die Haupt- 
sache; nur falls diese nachgewiesen ist, tritt Bestrafung als 
Spion ein; sie tritt aber auch ein, wenn die funkentelegraphische 
Übermittelung nicht erfolgt ist. Diese ist deshalb ohne Ein* 
fluss auf die Straftat. Im Grunde ist der Zusatz also über- 
flüssig. 

Es ist zu bedauern, dass das Institut, wenn es sich mit 
dem Begriff der Spionage abfinden wollte, einen so völlig 
unhaltbaren und verwirrten Satz aufgestellt hat, trotzdem in 
dem Grundsatz von Scholz bereits ein rechtlich klarer und 
unantastbarer Artikel ausgebildet war. 

Der Begriff der Spionage ist für funkentelegraphische 
Übermittelung von Nachrichten also ein- für allemal als un- 
zutreffend absolut abzulehnen. Noch weniger haltbar ist der 
zweite Absatz des Art. 7. Die Träger der Depeschen sind 
unmöglich als Spione hinzustellen, auch wenn sie List und 
Verstellung gebrauchen. Der Funkspruch wird, sobald er 

1) 1. c. p. 225. 
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niedergeschrieben ist, eine briefliche Mitteilung. Die Tat 
wird demnach Briefschmuggel mit Absicht der Kriegshilfe. 

Jedoch ist Kriegsverrat möglich, welcher darin besteht, 
dass kriegserhebliche Tatsachen dem Gegner mitgeteilt werden. 
Die Funkentelegraphie ist ein geeignetes Mittel dazu, trotzdem 
die Heimlichkeit bei ihrem jetzigen Stande immer noch aus- 
geschlossen ist. Kriegsverrat ist aber im allgemeinen ein 
nationalrechtliches Verbrechen; für Neutrale wird nicht leicht 
die Möglichkeit zum Kriegsverrat eintreten. 

Die Fälle, welche bis dahin erwähnt worden sind, sind 
an das Operationsgebiet der Kriegsparteien gebunden und 
sind auch im mindesten Fall Übertretungen ihrer Verbote, 
wofür diese nach den aufgestellten Normen Repressivmittel 
besitzen. 

s 27. 

Beförderung offizieller Depeschen seitens Neutraler. 
Wenn ein neutrales Schiff sich in den Dienst einer 
Kriegspartei so weit stellt, dass es mit militärischen Behörden 
und der Kriegsleitung kriegserhebliche Funksprüche wechselt, 
macht es sich eines absoluten Neutralitätsbruches schuldig 
und verwirkt sein Neutralitätsrecht. Die Gegenpartei kann 
es, wenn es der Kriegshilfe schuldig ist, wie ein feindliches 
behandeln. ^) 

Ein neuer Spezialfall wird durch die Funkentelegraphie 
begründet, wenn es sich um die Weitergabe offizieller Depeschen 
einer Kriegspartei handelt. Durch die Übermittelung offizieller 
geschlossener Depeschen macht sich ein Schiff nach ge- 
meinem Seekriegsrecht der Konfiskation schuldig. Die Tat- 
sache, dass die Depesche eine offizielle ist, genügt. Es liegt 
auch darin Kriegshilfe. Beim Funkspruch erhält der Über- 
mittler Kenntnis des Inhalts, erhält also auch eine Kontrolle 
über die Kriegserheblichkeit der Mitteilung, falls sie in offener 
Sprache abgefasst ist. Wenn sie dagegen chiffriert ist, ist 

*) Scholz p. 212. 
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schon darin die Vermutung der Kriegserheblichkeit begründet. 
Das Schiff macht sich also durch die Weitergabe einer chiffrierten 
Nachricht eines bewussten Neutralitätsbruches verdächtig. Nach 
der Ansicht von Scholz versagt jedoch das abstrakte Recht 
brieflicher Depeschen, wenn der Inhalt unverfänglich ist. 
Immerhin wird für neutrale Schiffe in solchen Fällen äusserste 
Vorsicht geboten sein. Hinter den harmlosesten Worten kann 
sich ein verabredetes Zeichen verbergen. In solchem Falle 
würde sich das Schiff, ohne Absicht, zur Teilnahme an einer 
kriegerischen Operation hergeben. Deshalb ist es ratsam, die 
Weitergabe aller offiziellen Depeschen zu verhindern; wo es 
nicht geschieht, ist immer der Verdacht bewusster Kriegshilfe 
begründet. Nur die äusserste Enthaltung von unneutralen 
Akten kann die Kriegsparteien veranlassen, ihre Macht nicht 
über ihr Operationsgebiet hinaus zum Schaden der neutralen 
Interessen auszudehnen. 

Der dritte Abschnitt des Art. 7 der Genter Beschlüsse 
stellt eine Norm auf für die Behandlung solcher unneutraler 
Akte und zerlegt die Fälle in zwei Teile, den der vorsätzlichen 
Kriegshilfe mit Konfiskation und den Fall, wo nur der Ver- 
dacht besteht, die Straftat aber nicht erwiesen ist; mit Straf- 
folge der Entfernung aus der Nähe der kriegerischen Ope- 
rationen und Sequestration des funkentelegraphischen Apparates. 

Diese letztere Mafsregel erscheint im Sinne einer Kriegs- 
partei als vollkommen gerechtfertigt. Das verdächtige Schiff 
muss ausser Stand gesetzt werden, allfällig in seinem Besitze 
befindliche kriegserhebliche Kenntnisse nach Entfernung aus 
dem Machtbereich einer Kriegspartei radiotelegraphisch zu 
verwerten und auszubeuten. Unter Umständen ist sogar eine 
Kriegspartei berechtigt, ein solches Schiff festzuhalten, bis die 
kriegserhebliche Nachricht, in deren Kenntnis sich das Schiff 
befindet; unerheblich geworden ist. 

Es bleibt noch die Frage übrig, wie weit die Über- 
mittelung von Kriegsdepeschen als Kriegskonterbande zu be- 
handeln ist. 
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Rolland^) verneint die Möglichkeit der Konterbande. 
Für ihn ist die Übermittelung von Kriegsdepeschen immer 
Kriegshilfe. Der Art. 7 steht auf demselben Standpunkt. 
Das bedeutet eine schwerere Unrechtsfolge als die Beförderung 
gewöhnlicher Konterbande. Scholz sieht kein Bedürfnis ein, 
den Depeschentransport aus dem Konterbanderecht allgemein 
auszuscheiden^) mit der Begründung, dass das Konterbande- 
recht Schutz der Kriegsparteien gegen objektive Schädigung 
bezwecke und nicht nach einem animus hostüis frage. Man 
muss aber zugeben, dass ein Schiff, welches kriegserhebliche 
Nachrichten einer Kriegspartei vermittelt, sich an der 
Neutralitätspflicht schwerer vergeht, als eines, welches aus 
Handelsinteressen Konterbande fuhrt. 

Eine objektive Schädigung tritt aber durch Vermittelung 
von Kriegsdepeschen ein, ob nun die Absicht der Schädigung 
besteht oder nicht. In jedem Falle ist deshalb eine Kriegs- 
partei berechtigt, diese Schädigung zu bekämpfen und zu 
bestrafen. Bei der grossen Bedeutung des telegraphischen 
Nachrichtenwesens und besonders der Funkentelegraphie zur 
See für die Kriegsführung muss deshalb auch das Repressiv- 
recht anwachsen. Für die Land- und Kabeltelegraphie ist 
das Recht der Zerstörung und gänzlichen Unterbrechung des 
Verkehrs anerkannt, wodurch auch neutrale Interessen ge- 
schädigt werden. Für den Funkentelegraphenverkehr, welcher 
sich auf dem territorium nullius abspielt, darf allerdings die 
Mafsregel nicht bis zum völligen Abbruch gehen, ohne dass 
der Verdacht unneutraler Handlungen irgendwie begründet 
ist. In diesem Falle ist aber jede Weitergabe kriegserheb- 
licher Nachrichten als Schädigung einer Kriegspartei deren 
Repressivmitteln unterworfen, gleichviel, ob sich das Schiff 
im Operationsbereich oder auf freier See befindet. Die 
Telegraphie überwindet die Zeit und die Entfernung; das 
Repressivrecht muss demgemäss das gleiche tun. 

^) 1. c. p. 85. 

*) Scholz, 1. c. p. 215. 
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Naturgemäss wird es aber nur für Schiffe, welche sich 
in der Nähe der Kriegsparteien befinden, möglich sein, durch 
ihre Neuheit kriegserhebliche Tatsachen indiskreterweise 
fiinkentelegraphisch verbreiten zu können. Aber die Über- 
nahme und Weitergabe einer solchen Nachricht durch ent- 
ferntere Schiffsstationen muss dieselben Unrechtsfolgen haben. 
Dieser Umstand weist darauf hin, dass das strenge Telegraphen- 
kriegsrecht nur auf solche Verbreitung von kriegserheblichen 
Nachrichten Anwendung finden kann, welche aus der un- 
mittelbaren Nähe der operierenden Streitkräfte kommt. Die 
Proklamation Alexejews hat diesen Grundsatz anerkannt. 
Der Art. 6 des Genter Beschlusses hält ebenfalls eine Be- 
schränkung auf die Kriegszone fest. Wie schon oben erwähnt, 
ist er sonst zu absolut. Die Kriegsparteien sind zweifellos 
berechtigt, indiskrete Neutrale aus dem Operationsgebiet als 
störend wegzuweisen; das droit de conservation wirkt in 
dieser Zone, besonders wenn sie gehörig notifiziert ist. 
Private Nachrichten, welche nicht die kriegerischen Operationen 
berühren oder betreffen, fordern aber das droit de conservation 
nicht heraus. 

Die direkte funkentelegraphische Nachrichtensendung 
von neutralen Schiffen, welche ausschliesslich neutraler 
Natur ist, kann folglich keine Straffolgen haben. Anders 
liegt natürlich der Fall, wenn die Kriegsparteien eine Zone 
völlig für neutrale Schiffe gesperrt haben. Das Schiff, 
welches sich dennoch in diese Zone begibt, macht sich der 
Verbotsübertretung schuldig und muss deren Unrechtsfolgen 
übernehmen. Das Vergehen besteht dann aber nicht in 
anfälliger neutraler Nachrichtensendung, sondern im Bruch des 
Verbots der körperlichen Annäherung an die operierenden 
Flotten. 

Es ist deshalb logisch, dass die Kriegsparteien den 
Gebrauch der Funkentelegraphie zwecks neutraler Nachrichten- 
sendung nicht verbieten können, sobald sie die Anwesenheit 
des Schiffes dulden. Das wichtige Moment ist dieses. Das. 
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Schiff ZU entfernen sind sie immer berechtigt; damit fallt die 
Gefahr unneutraler Nachrichtenausstreuung von selber weg. 
Das absolute Verbot der Funkentelegraphie liegt dann latent 
darin. Dieses Verbot kann aber nicht allein verhängt werden, 
wenn das Schiff sonst geduldet wird, da das Verbot sonst 
einen Eingriff in die interneutrale Telegraphie bedeuten würde. 

S 28. 

Dauer und Ausdehnung des Repressivrechts der 
Kriegsparteien. 

Hier tritt noch die Frage auf, wie weit das Repressiv- 
recht der Kriegsparteien den schuldigen Neutralen verfolgt. 
Irgendwo muss auch hierfür eine zeitliche und örtliche 
Schranke auftreten. 

Das Konterbanderecht befolgt im allgemeinen^) den 
Grundsatz, dass nach Ausführung der Straftat, d. h. nach 
Ablieferung des Konterbandeobjektes das Repressivrecht der 
geschädigten Partei erlischt. Nur die Feststellung der 
Straftat in flagranti begründet deren Bestrafung. Das Recht 
ist rein präventiv. Allerdings geht die Bestrafung des ganzen 
Schiffes mit Konfiskation über den rein präventiven Charakter 
hinaus. 

Eine analoge Auffassung für die unneutrale Verwendung 
der Funkentelegraphie ist nicht möglich. Erstens kann dieser 
gegenüber eine präventive Mafsregel nie eintreten, da die 
Straftat erst besteht, nachdem der Funkspruch abgesandt ist. 
Auch wurde schon oben festgestellt, dass es sich bei Ab- 
sendung von kriegserheblichen Nachrichten nicht um blosse 
Konterbande, sondern um Kriegshilfe handelt. Die Ausdehnung 
des Repressivrechts über die Vollendung des Delikts hinaus 



^) Ausnahmen sind vorgekommen und die saisie au retour von 
Schiffen, welche ihre Konterbandeladong abgegeben hatten, ist schon aasge- 
führt worden, widerspricht aber den allgemeinen Grundsätzen des Konterbande- 
rechts, welches nur präventiven Charakter hat. 
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ist demnach angezeigt. Fraglich ist nur, wo und wann dieses 
Recht aufhört. 

Die Ansichten gehen hierfür auseinander. Rechtlich 
bindend kann auch hier nur eine konventionelle Einigung 
werden. Vorläufig werden die Delikte und deren Behandlung, 
gleichwie die Listen der Konterbande, von den Kriegsparteien 
bekannt gegeben. Diese Bekanntmachungen sind dann im 
einzelnen Falle verpflichtend, und Zuwiderhandeln ist Verbots- 
bruch. 

Dennoch ist noch Raum für juristische Abwägung der 
Dauer der Strafbarkeit ^solcher Dehkte. Scholz, welcher 
sie eingehend geprüft hat, betont, dass eine Strafbarkeit 
während der Dauer des ganzen Krieges der Praxis des 
Kriegsrechts im allgemeinen widerspräche. Unbegrenzte 
Strafbarkeit während des Krieges hält er nur da für möglich, 
wo Absicht der Kriegshilfe offen vorliegt und das Schiff zur 
kriegerischen Aktion bestimmt war. Man könnte hierbei an 
neutrale Schiffe denken, welche eine Art geregelten Nach- 
richtenverkehrs im Dienste des Feindes besorgten und unter 
dem Vorwande, neutralen Interessen nachzugehen, ihre Funken- 
telegraphie zu unneutralem Dienste missbrauchten und ganz 
feindlichen Schiffen gleichzuachten wären. 

Wo die Absicht der Kriegshilfe nicht vorhanden war, 
muss dagegen die Strafbarkeit begrenzt sein. Scholz schlägt 
vor, dass Aufbringung des Schiffes nur in der Zone der 
Feindseligkeiten zulässig sein sollte; hier aber während der 
ganzen Dauer des Krieges. Der Fall ist sehr delikat. Um 
die Kriegspartei nicht zu veranlassen, die Zone der Feind- 
seligkeiten behufs Verfolgung unneutraler Schiffe zu sehr 
auszudehnen, soll die Strafbarkeit zwar bei Verlassen dieser 
Zone verwirkt sein, jedoch nur vorübergehend, und mit 
Wiedereintritt des Schiffes in die Zone auch wieder in Kraft 
treten. 

Ein Erlöschen des Repressivrechts mit Erreichung des 
nächsten neutralen Hafens durch das schuldige Schiff dürfte 
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den Interessen der Kriegspartei nicht gerecht werden, in 
Anbetracht der Kriegserheblichkeit der unneutralen Handlung 
desselben. Jedoch könnte man vielleicht die Ankunft im 
Heimatshafen als Ende der Strafbarkeit ansehen. In diesem 
Falle aber könnte das Schiff auch noch in entfernten Ge- 
wässern angehalten werden; die Kriegsoperationen würden 
demnach gegebenen Falles über das ganze Weltmeer aus- 
gedehnt. Scholz entscheidet sich für die Beschränkung auf 
die Kriegszone; eine Entscheidung, welche auch in der neuen 
Praxis und Theorie die meiste Aussicht hat, in Übung zu 
kommen. Ehe allerdings diese Mafsnahmen konventionell ge- 
regelt sein werden, wird es von der Willkür dessen, der die 
Macht hat, von den Deklarationen der Kriegsparteien und 
von der Entscheidung der bis heute noch nationalen Prisen- 
gerichte abhängen, wie diese internationalen Interessenkonflikte 
gelöst werden sollen. Eine konventionelle Regelung wird 
aber schwer zu erreichen sein, da die Interessen der Kriegs- 
parteien es nicht erlauben, dass die Rechtsübung in solchen 
Fällen zu eng umgrenzt und geregelt werde. Erst ein inter- 
nationales Gesetzbuch für ein internationales Prisengericht 
wird in diesen Dingen endgültige und verpflichtende Normen 
schaffen können. Denn wenn die Aktionsfreiheit der Kriegs- 
parteien zu sehr beschränkt wird, werden sich diese in 
anderer Weise schadlos zu halten genötigt sehen. Das Kriegs- 
recht muss naturgemäss die Interessen der geschädigten 
Kriegsparteien vorerst im Auge behalten. 

S 29. 
Radiotelegraphische Apparate als Kriegskonterbande. 
Nachdem nachgewiesen worden ist, dass die Gewohnheit 
des Konterbanderechts auf den funkentelegraphischen Verkehr 
sich nicht übertragen lässt, bleibt das Konterbanderecht für 
Funkentelegraphie nur mafsgebend, soweit es sich um Konter- 
bande von Telegraphenmaterial handelt. Die Kriegsparteien 
haben das Recht, bei Beginn der Feindseligkeiten Listen 
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festzusetzen, worauf sie alles bezeichnen, was sie als Konter- 
bande behandeln wollen. Telegraphenmaterial als wichtiges 
Hilfsmittel der Kriegsführung findet sich meist darunter. Im 
russisch-japanischen Kriege wurde es von Russland als in 
jedem Falle der Beschlagnahme unterworfen erklärt, von 
Japan nur, wenn es für feindliche Staatszwecke bestimmt sei. 
Da aber die radiotelegraphischen Apparate nicht nur Tele- 
graphenmaterial, sondern schon fertige Stationen sind, welche 
jeden Moment den Verkehr aufnehmen können, dürfte sich 
ihre Behandlung als absolute Konterbande rechtfertigen. 
Jedoch wird das Mitfuhren einer Station auf einem Schiffe 
nicht als Führen von Konterbande auszulegen sein. Die 
Station muss als zur Ausrüstung des Schiffes gehörig ange- 
sehen werden, falls ihr Charakter als Konterbande für den 
Feind nicht absolut deutlich erwiesen ist. Eine Verletzung 
dieser Regel würde eine grobe Verletzung des Rechtes der 
Neutralen bedeuten. 

Wenn nun aber die Apparate zur Schiffsausrüstung ge- 
rechnet werden, so verfallen sie auch der Konfiskation, wenn 
das Schiff nach Kriegsrecht konfisziert wird, gleichgültig, ob 
sie sich in neutralem Eigentum befinden oder nicht. 

S 30. 

Aufhören des Kriegsrechtes im neutralen Luftraum. 
Der Art. 7 des Genter Beschlusses tut gleichzeitig mit 
den Schiffen der Luftschiffe Erwähnung. Luftschiffe und 
Schiffe unterliegen derselben Regel. Das ist eine Folge der 
Freiheitserklärung der Luft im Art. i. Nach unserer Ansicht 
folgt die Luft aber genau dem Rechte, das auf dem ent- 
sprechenden Gebiet der Erdoberfläche gilt. Nur über dem 
freien Meere können deshalb die gleichen Regeln für die 
Luftschiffe gelten wie für Schiffe auf hoher See. Über dem 
Seekriegsschauplatz unterliegen sie der Autorität der Kriegs- 
parteien wie die Schiffe. Über dem Festlande und dem 
Küstenmeer sind sie aber unter jeweiliger Territorialhoheit. 

Schneell, Radiotelegraphie n. Yölkerreclit. 6 
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Wo also auf funkentelegraphischem Wege durch Luftschiffe 
unneutrale Handlungen vorgenommen werden, Verstössen sie 
auch gegen das Neutralitätsrecht der betreffenden Territorien; 
es bedeutet dies einen Missbrauch neutraler Luftsphären für 
Kriegshandlungen. Eine Verfolgung solcher schuldigen neu- 
tralen Luftschiffe durch diejenigen der Kriegspartei wäre des- 
halb zu untersagen, auch wenn die Sicherheit des Territoriums 
dadurch nicht gefährdet würde. Die territoriale Hoheit hat 
aber dafür einzutreten, dass den unneutralen Handlungen in 
dieser Sphäre ein Ende gemacht wird. Der Neutralitätsbruch 
verletzt in diesem Falle nicht nur die Interessen einer Kriegs- 
partei, sondern auch diejenigen des betreffenden neutralen 
Territorialstaates. Neutralitätsrechtlich sind demnach nach 
unserer Ansicht die Radiotelegraphie in Schiffen und diejenige 
in Luftschiffen verschieden zu behandeln. Ein Staat kann nicht 
dulden, dass in seinem Luftraum Luftschiffe Jagd aufeinander 
machen und das Kriegsrecht Anwendung finde. 

s 31. 

Das jti8 angaride. 

Als letztes Kriegsrecht ist noch das jus angariae zu er- 
wähnen, welches allerdings selten ausgeübt zu werden scheint 
und neuerdings von theoretischer Seite strengste Abweisung 
erfahren hat.^) Es besteht darin, dass eine Kriegspartei be- 
rechtigt ist, in einem Falle der Not neutrale Schiffe und neu- 
trales Material zu ihren Zwecken zu gebrauchen, wofür sie 
allerdings schadenersatzpflichtig wird. Als Grund gegen dieses 
Recht hat das Institut angeführt, dass es unzulässig sei, Neu- 
trale zur Teilnahme an einer Kriegsaktion zu zwingen. Für 
die Funkentelegraphie käme in Frage, dass eine Kriegspartei 
den Funkentelegraphen beschlagnahmte und das neutrale Schiff 
zwänge, ihre Funkenspriiche abzusenden. Ob das Recht, 

^) Annuaire XDC., 1902, p. 307. Nach der Ansicht v. Bars kann 
das jus angariae^ falls es überhaupt existiert, nur zu Lande, nicht zor See 
existieren. 
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welches in der Praxis selten zur Anwendung gekommen zu 
sein scheint, seine Anerkennung behalten wird, scheint frag- 
lich. Jedenfalls kann die Vergewaltigung durch das jits angariae 
das unterlegene neutrale Schiff in neutralitätsrechtlicher Weise 
nicht verpflichten. Es wird durch den Akt in keiner Weise 
strafbar. Die erzwungene Kriegshilfe zum Schaden der Neu- 
tralen, welche im jus angariae liegt, wird aber wohl als 
eine gewaltsame Verletzung des Neutralitätsrechts abgeschafft 
werden müssen. 

4. Kapitel. 

Unabsichtliche Störung der internationalen 
Radiotelegraphie durch die Eriegsparteien. 

S 32. 

Wie wir gesehen haben, sind die Kriegsparteien kraft 
Souveränitätsrechts und kraft Kriegsrechts befugt, in den radio- 
telegraphischen Weltverkehr störend einzugreifen. Immer aber 
handelt es sich dabei um Mafsregeln, die sie zu ihrem Schutze 
ergreifen und die sich gegen irgendwelche Gefahren richten, 
welche ihnen durch den radiotelegraphischen Verkehr drohen. 
Nun entsteht aber bei der Radiotelegraphie noch ein neuer 
Spezialfall, für welchen die Telegraphie sonst keine Analogien 
bietet. Es ist dies die unbeabsichtigte Störung des radio- 
telegraphischen Weltverkehrs durch die Radiotelegraphie der 
Kriegsparteien, welche nur auf den technischen Eigentümlich- 
keiten der Radiotelegraphie beruht. Schon im russisch- 
japanischen Kriege ist der Fall vorgekommen, dass die Russen, 
um die radiotelegraphische Absendung von Nachrichten seitens 
der Japaner zu stören und unmöglich zu machen, mit starken 
radiotelegraphischen Wellen von Port Arthur aus immerzu das 
Alphabet wiederholten; wie es scheint mit grossem Erfolge. 
Als Kriegsoperation ist das Vorgehen nicht anfechtbar, be- 
sonders wenn es auf die Kriegszone beschränkt bleibt. 

Die starken Wellen, welche zu einem solchen Zwecke 
benutzt werden müssen, sind aber naturgemäss sehr weittragend 

6* 



84 ß. Dogmatischer Teil. 

und werden deshalb leicht auch die internationale Radiotele- 
graphie in Unordnung bringen können. Ein ständiges der- 
artiges Operieren seitens der Kriegspartei auf hoher See müsste 
als Schädigung des neutralen Verkehrs auf den Widerspruch 
der neutralen Mächte stossen. Soweit es sich aber nur um 
vorübergehende Kriegsoperationen handelt, durch welche der 
neutrale Verkehr nicht dauernd gelähmt und beeinträchtigt 
wird, gibt das Kriegsrecht die nötige Berechtigung. 

Wie oben festgestellt wurde, dürfen die Kriegsparteien 
den nicht kriegserheblichen interneutralen Verkehr nicht grund- 
sätzlich beeinträchtigen, im schlimmsten Falle muss eine solche 
Mafsregelung auf das Operationsgebiet beschränkt bleiben. Die 
grundsätzliche Störung und Lähmung des internationalen funken- 
telegraphischen Verkehrs kommt in der Wirkung einer Zer- 
schneidung intemeutraler Kabel gleich. 

Kebedgy und Jouhannaud,^) welche diesen Fall er- 
wähnen, wollen den Kriegsparteien diese Möglichkeit einräumen. 

Diese Ansicht muss zurückgewiesen werden. Wenn sich 
auch das Kampfmittel, um welches es sich hier handelt, nicht 
gegen den Neutralen, sondern lediglich gegen den Feind wenden 
soll, so trifft es den Neutralen dennoch in gleichem Umfange. 
Sollte deshalb eine dauernde Schädigung der Neutralen daraus 
entstehen, so wären die Neutralen berechtigt, sich die Be- 
nützung eines solchen Kampfmittels zu verbitten, dessen tech- 
nische UnvoUkommenheiten noch nicht gestatten, die schäd- 
liche Wirkung nur auf das Angriffsobjekt zu konzentrieren. 
Die Radiotelegraphenwellen als Kampfmittel kämen hier prin- 
zipiell Geschossen gleich, welche nicht nur den Feind träfen, 
sondern gleichzeitig auch neutrales Gebiet verheeren würden. 



*) Kebedgy 1. c. p. 477; Jonhannaad 1. c. p. 289. 
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IV. Abschnitt. 

Eingriffe in die Radiotelegraphie 
kraft Neutralitätsrechts und Neutralitätspflicht 

S 33. 
Die absolute Neutralitätspflicht 

Alle die Fälle, welche bis jetzt erwähnt und erörtert 
worden sind, betreffen das Recht der Kriegfiihrenden, sowohl 
störende als unneutrale Handlungen der Neutralen zu kon- 
trollieren, abzuwehren und zu bestrafen. Dies Recht richtet 
sich gegen Handlungen neutraler Untertanen, welche ohne 
Mitwissen ihrer Staatsgewalt die Neutralität verletzt haben. 
Denn die Neutralitätspflicht solcher neutraler Staatsangehöriger 
ist eine beschränkte. Der Neutrale verschuldet sich hier auf 
eigene Rechnung und Gefahr. Der neutrale Staat ist nicht 
verpflichtet, seine Handlungen zu kontrollieren. Deshalb gibt 
das Kriegsrecht den Kriegfiihrenden die Rechte und Mittel in 
die Hand, sich gegen diese objektive Schädigung selber zu 
schützen. 

An die absolute Neutralitätspflicht sind aber nur die 
Staaten selbst gebunden, nicht die Untertanen. Natürlich trifft, 
die Neutralitätspflicht alle staatlichen Organe, so auch die 
staatliche Telegraphie. Bei der beinahe allgemeinen Mono- 
polisierung der Funkentelegraphie durch die Staaten erstreckt 
sich die Neutralitätspflicht hier sehr weit. 

Alle staatlich sanktionierten und dem öffentlichen Ver- 
kehr geöffneten Schiffs- und Landstationen müssen deshalb 
von den betreffenden Staaten auf die Beobachtung der Neu- 
tralitätspflicht hingewiesen werden. Ein neutraler Staat kann 
den Missbrauch seiner öffentlichen Anstalten zu Kriegszwecken 
nicht dulden. 

Selbstverständlich ist der neutrale Staat verpflichtet, 
selbst an einen kriegfiihrenden Staat keine offiziellen Nach- 
richten zu senden, welche unneutralen Charakter haben. Eine 
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solche Verletzung der Neutralitätspflicht könnte die schwersten 
völkerrechtlichen Konsequenzen nach sich ziehen. 

Da jeder Staat sich die Freiheit vorbehalten hat, seinen 
telegraphischen Verkehr beliebig abzubrechen oder einzu- 
schränken, hat der Neutrale das Recht zu diesem Vorgehen 
so gut wie die Kriegsparteien. Er hat aber auch die Pflicht, 
darüber zu wachen, dass mit seiner Funkentelegraphie im 
Sinne der Kriegsparteien kein Missbrauch getrieben werde. 

S 34. 
Zensur des neutralen Depeschenverkehrs mit den 

Kriegsparteien. 
Es liegt nahe, die Neutralitätspflicht auf die Zensur des 
Depeschenverkehrs zwischen dem neutralen und dem in Kriegs- 
zustande befindlichen Lande auszudehnen. Als im Institut 
de droit international im Jahre 1902 anlässlich der Besprechung 
der Seekabel auch diese Frage auftauchte, gingen die An- 
sichten weit auseinander. Die Extreme waren derart, dass 
einige die Zensurpflicht der Neutralen absolut ablehnten, 
andere jede Zensurpflicht in denkbar höchstem Umfange ver- 
langten. Die Gegner der Zensurpflicht führten an, dass der 
neutrale Verkehr das Recht habe, ungehindert aufrecht er- 
halten zu werden, und dass auch die Zensur stets unzulässig 
bleiben werde, da sich hinter jeder privaten und harmlos 
scheinenden Meldung eine kriegserhebliche Nachricht ver- 
stecken könne. Überdies drang man in diesem Sinne auf 
Freiheit des telegraphischen Verkehrs, um nicht einer Kriegs- 
partei die Möglichkeit zu geben, den Neutralen in den Krieg 
zu verwickeln mit der Begründung, dieser habe die Zensur- 
pflicht vernachlässigt.^) Der Beschluss des Instituts von 1902 
hat dies in folgende Worte gefasst: 



^) In der Genter Sitzung von 1906 wurde der Satz: ^yVEtat neutre 
doit assumer le contröle des etäblissements apparienant ä des compagnies 
ou ä des particuliers qtteüe que sott leur nationalite ä Veffei d^empecher 
que des ddpeches de caracttre hostile en soient adressäes ä Vun des 
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„n est entendu que la Kberte de transmettre des depeches 
nHmpliqtie pas la faculte d!en user ou d^en permettre sciemment 
Vusdge pour preter assistance ä Tun des belligerants/^ 

Also nur die vorsätzliche Begünstigung einer Kriegs- 
partei könnte hiemach als Verletzung der Neutralitätspflicht 
angesehen werden. 

Scholz hat dahin definiert, dass der Staat, wiewohl er 
nicht verpflichtet ist, private Konterbande zu verhindern, 
doch sorgfältig darüber zu wachen habe, nicht selber zum 
Konterbandeführer zu werden. 

Seine Neutralitätspflicht ist im allgemeinen nur passiv. 
Das aktive Vorgehen in einzelnen Fällen ist Sache des inter- 
nationalen Taktes. Jedenfalls gibt der Art. 8 der Peters- 
burger Konvention dem Neutralen das Recht zur Zensur. 

Die niederländisch-indische Telegraphenverwaltung hat 
hier einen Präzedenzfall geschaffen. Während des russisch- 
japanischen Krieges wurden nämlich mehrere telegraphische 
Anstalten auf Weh und Sumatra angewiesen, Telegramme, 
welche kriegserheblich seien und den kriegführenden Mächten 
Interesse bieten könnten, sowie diejenigen, welche den Be- 
amten unverständlich seien, zurückzuweisen. Telegramme in 
Code dürften nur nach Einsicht des Code und nachdem durch 
Übersetzung in offene Sprache ihre Harmlosigkeit erwiesen 
worden wäre, angenommen Verden. Diese Mafsregel dehnte 
die Neutralitätspflicht ungeheuer aus. Ein solches Vorgehen 
zu verlangen, wäre keine Kriegspartei berechtigt gewesen. 
Der Neutrale hatte aber zweifellos das Recht, diese Mafs- 
nahmen zu ergreifen. Die Verpflichtung zu diesem Vorgehen 



helUg^rants^^ heftig bekämpft. Die Gegenpartei wollte nicht zulassen, dass 
der neutrale Staat für private Handlangen verantwortlich sei nnd die Kontrolle 
privater Unternehmungen übernehmen müsse. „Aussi bien que les postes 
de la UUgraphie sans fil ne fatidrail-il pas contröler les manufactures 
et les magasins priv^s (iTarmes? Et de qtielles responsaJnlitäs nauvelles 
le neuire, au moindre d^aut du contröky ne seraii-il accahle'?^'^ Ann. p. 325. 
Der Satz wurde abgelehnt. 
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scheinen die Niederlande davon hergeleitet zu haben, dass 
anzunehmen war, die näher dem Kriegsschauplatz gelegenen 
Mächte und die Kabelgesellschaften würden keine Zensur 
einfuhren und deshalb würden kriegserhebliche Depeschen 
auf ihren Anstalten zu erwarten sein. 

Ein anderer Erlass einer neutralen Macht ist hier als 
historischer Präzedenzfall noch wichtig. Brasilien verbot in 
seiner Neutralitätserklärung vom 29. April 1898, anlässlich 
des spanisch-amerikanischen Krieges, telegraphische Nach- 
richten abzusenden, welche die Abfahrt oder Ankunft von 
Kriegs- und Handelsschiffen der Kriegsparteien meldeten, und 
den Kriegsparteien weiter irgend welche telegraphische Mel- 
dungen zu machen in der Absicht, der Gegenpartei zu schaden. 
Die Absicht war demnach, jede vorsätzliche Begünstigung 
einer Partei durch Einwohner von Brasilien zu verbieten. 
Scholz bemerkt dazu, dass diese Klausel des animus hostüis 
ungerechtfertigt sei, und dass auch bloss ein wissentliches 
Dulden und fahrlässiges Geschehenlassen kriegserheblicher 
Dinge Neutralitätsverletzung sein könne, gemäss der drei 
Regeln von Washington. Seine Ansicht ist also strenger als 
die des zitierten Institutsbeschlusses. 

Er definiert folgendermassen: „Ein neutraler Staat ist 
verpflichtet, mit Sorgfalt darüber zu wachen, dass auf den 
seiner Verwaltung unterstehende» Anlagen für drahtlose Tele- 
graphie Kriegsdepeschen, soweit sie als völkerrechtlich ver- 
botene Transporte anzusehen sind, nicht befördert werden, 
falls er nach Lage der örtlichen Verhältnisse erwarten muss, 
dass seine Anlagen für diese Depeschen benutzt werden. 
Eine Pflicht zur Zurückweisung von Privatdepeschen in Ge- 
heimschrift besteht im allgemeinen nicht. Neutrale Staats- 
depeschen einer Zensur zu unterziehen, ist ein anderer 
neutraler Staat kraft seiner Neutralität weder berechtigt noch 
verpflichtet."^) 



^) Scholz, 1. c. p. 189. 
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Das Institut de droit international hat in seiner Sitzung 
von 1906 die Neutralitätspflicht in bezug auf die Radio- 
telegraphie nochmals erörtert und den Beschluss von 1902, 
betreffend die Zensur, aufrechterhalten. Sein Standpunkt ist 
eben der, dass nur vorsätzliche Kriegshilfe dem neutralen 
Staate als Neutralitätsverletzung vorgeworfen werden kann; 
dass aber das Grundrecht der Neutralen, das Recht freien 
ungestörten Verkehrs mit jeder der Kriegsparteien, so wenig 
wie niöglich beschränkt werden darf.^) 

Anders liegt der Fall, wenn radiotelegraphische Stationen 
einer Kriegspartei von dem Feinde okkupiert und in Betrieb 
genommen worden sind. Der Verdacht liegt nahe, dass der 
radiotelegraphische Verkehr, welcher von diesen Stationen 
ausgeht, kriegserheblich sei und den Kriegsoperationen des 
Okkupanten diene. Eine Verschärfung der Zensur ist in 
diesem Falle geboten. Analogien liefert die Geschichte des 
Kabelrechts. Als die Amerikaner die Kabel zwischen Manila 
und Hongkong durchschnitten hatten und das Kabelende auf 
ein Schiff nahmen, um das Kabel zu benützen, wurde das 
andere Kabelende englischerseits in Hongkong versiegelt und 
das Kabel damit ganz gesperrt. Der Wunsch der Japaner, 
während des russisch-japanischen Krieges ein Kabel nach den 
Philippinen zu legen, wurde amerikanischerseits abgelehnt.^ 

Zweifellos ist, dass der Staat für unneutrale Handlungen 
Staatsangehöriger Privater, welche ausserhalb seines Hoheits- 
bereiches vorgenommen werden, nicht verantwortlich gemacht 



^) Vergl. in diesem Sinne Rolland, 1. c. p. 88. Rolland sagt, dass 
Depeschen von Privaten sont prdsumdes innocentes; dass deshalb keine 
Zensnrpflicht existiert. Eine Ausnahme schafft wohl nach seiner Ansicht nm* 
die Reklamation der geschädigten Kriegspartei und deren Beweis des Miss- 
brauches des Telegraphen zu Kriegszwecken. Bei der Funkentelegraphie ist 
der Fall denkbar, dass sich die geschädigte Kriegspartei den Beweis un- 
neutralen Verkehrs vom neutralen Lande zur anderen Kriegspartei dadurch 
verschafft, dass sie die Funksprüche abzufangen und zu kontrollieren versucht. 

«) Vergl. Carr6, 1. c. p. 87. 
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werden kann. Verantwortlich würde er nur, wenn er un- 
neutrale private Nachrichten durch seine Anstalten verbreiten 
lassen würde. 

So weit, was den funkentelegraphischen Verkehr zwischen 
Neutralen und den Kriegsparteien betrifft von Stationen aus, 
welche in Friedenszeiten schon existiert haben. Der mafs- 
gebende Grundsatz ist der, dass der Verkehr in gewohnter 
Weise aufrecht erhalten werden muss. Der normale Zustand 
muss kraft Neutralitätsrecht fortdauern. Zu vermeiden ist 
nur der Missbrauch zugunsten der Kriegspartei. 

Wie weit sich nun auch dieser letzten Klausel gemäss 
die Zensur in den einzelnen Fällen ausdehnen wird, wird in 
den einzelnen Fällen von der Lage und Wichtigkeit der 
Stationen und von der Möglichkeit ihres Missbrauches zu 
Kriegszwecken abhängig gemacht werden müssen. 

S 35. 
Der diplomatische Depeschenverkehr. 

Grundsätzlich frei und keiner Zensur unterworfen ist aber 
die Funkentelegraphie bei Übermittelung neutraler Staats- 
depeschen und des diplomatischen Verkehrs.^) So gut der 
gewöhnliche diplomatische Depeschenverkehr frei ist und keiner 
Zensur unterzogen werden kann, so gut muss es der funken- 
telegraphische sein. 

Auch das japanische Prisenreglement, welches als Konter- 
bandedepesche jedes offizielle Dokument erklärte, was für offi- 
zielle Geschäfte zwischen Behörden des Feindes ausgetauscht 
würde, nimmt ausdrücklich die Depeschen der feindlichen 
Regierung mit ihren Gesandten und Konsuln im neutralen Lande 
aus.^ Die Depeschen werden dem Kurier der Botschaft gleich 
geachtet; die Annahme besteht, dass sie neutralen Charakters 



*) Scholz, Krieg und Seekabel p. 127. Das Retentionsrecht etc. 
§ 20. Kleen, Neutralit6 I p. 457, 466. 
2) Rolland 1. c. p. 88, Anm. i. 
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sind und sich nicht auf die Feindseligkeiten, sondern auf den 
Verkehr mit dem neutralen Lande beziehen. Sie gelten des- 
halb für unschuldig. 

Bei der Funkentelegraphie ist der Fall denkbar, ^dass die 
Botschaften und Gesandtschaften eigene, von der Telegraphie 
des Staates, in dem sie sich befinden, unabhängige Radiotele- 
graphen besitzen und von da aus direkt mit dem Heimatstaate 
kommunizieren. Das Neutralitätsrecht greift hier nicht ein — 
der Staat wäre nur berechtigt, den Verkehr zu untersagen, 
falls er die sonstigen Telegraphen störte. Auch müsste die 
Benützung des territorialen Luftraums durch den exterritorialen 
Telegraphen konventionell geregelt werden. Der neutrale 
Staat besässe hier ein Repressivmittel in der Störung der 
elektrischen Wellen der diplomatischen Telegraphie durch 
stärkere. Ohne die Genehmigung des Empfangsstaates wäre 
deshalb auch die Einrichtung einer solchen Funkentelegraphen- 
station auf Gesandtschaftsgebäuden unstatthaft. Ist aber die 
Konzession in Friedenszeiten erlangt worden, so liegt kein 
Grund vor, sie in Kriegszeiten zurückzuziehen, wenn nicht er- 
wiesen wird, dass der präsumierte neutrale Charakter der 
Korrespondenz nicht zutrifft, so dass sich der neutrale Staat 
durch deren Duldung politischen Gefahren aussetzt. 

Nachdem die Kabelverbindung zwischen Tschifu und 
Port Arthur durch die blockierenden Japaner abgeschnitten 
worden war, errichteten die Russen auf dem russischen Kon- 
sulatsgrundstück in Tschifu einen Funkentelegraphen und nahmen 
auf diese Weise über den Feind hinweg mit Port Arthur die 
telegraphische Verbindung wieder auf. 

Die Einrichtung dieses Telegraphen zum Zwecke der 
Kriegsaktion war evident; der präsumptive neutrale Charakter 
der diplomatischen Korrespondenz fehlte absolut. Das neutrale 
Land durfte deshalb den Verkehr nicht dulden, die Konzession 
nicht geben. Durch die Duldung verletzte China die Neu- 
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tralität und veranlasste Japan, seinerseits die chinesische Neu- 
tralität nicht zu respektieren.^) 

Kompliziert war der Fall dadurch, dass die radiotele- 
graphisclu; Station sich auf sog. exterritorialem Gebiete be- 
fand. I le Exterritorialität des Grundstückes genügte jedoch 
nur, um die unneutrale Funkentelegraphie vor gewaltsamen 
Eingriffen der neutralen Staatsgewalt zu schützen, verhinderte 
aber nicht die Verletzung der Neutralität des neutralen Bodens 
durch ihn. Überdies hatte China das Recht, den Durchzug 
der Wellen durch sein Luftgebiet zu verhindern. 2) 

Wenn also nicht ein grober Missbrauch neutralen Ge- 
bietes zum Zwecke von Kriegsoperationen vorliegt, ist der 
diplomatische Verkehr frei. Der Staat ist keinesfalls imstande, 
ihn unter Kontrolle zu nehmen; eine solche Zensurpflicht ist 
ausgeschlossen. 

s 36. 

Radiotelegraphische Anlagen der Kriegsparteien in 
neutralem Gebiete. 
Nun taucht aber die Frage auf, wie sich der neutrale 
Staat zu verhalten habe, falls einer der kriegführenden Staaten 
auf seinem Gebiete radiotelegraphische Stationen besitzt. 
Doch wird es sich in diesem Fall allerdings meist nur um 
staatlich autorisierte ausländische Telegraphengesellschaften 
handeln. Drei Wege sind denkbar: 



^) Japan nahm ein russisches Schiff im chinesischen Hafen von Tschifa, 
trotzdem es entwaffnet war, gefangen and verletzte somit seinerseits die 
chinesische Neutralität, indem es auf die Verletzung der Neutralität von Seiten 
Chinas durch Duldung der russischen Radiotelegraphenstation hinwies. Vergl. 
Fitger, Die Rückwirkung des ostasiatischen Krieges auf das Völkerrecht, 
Berlin 1904, p. 56. — Carr^, op. cit. p. 86, gibt an, dass die Japaner den 
Fall gelöst hätten, indem sie durch Gewalt die rassische Telegraphenstation 
zerstörten. Ob die Behauptung richtig ist, vermag ich nicht zu kontrollieren. 
Falls aber China den Telegraphen bestehen liess, mit der Begründung, das 
Grundstück sei russischer Boden und deshalb der Neutralität entzogen, konnten 
die Japaner mit derselben Begründung den Angriff ausführen. 

*) Vergl. Scholz 1. c. p. 193 ff. 
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I. Der neutrale Staat lässt die Station frei handeln. 
Dies wäre völlig unzulässig. Die Gefahr liegt zu nahe, dass 
die Station den Kriegsoperationen dient. 2. Andererseits 
scheint die Mafsnahme, die Station völlig zu sperren, wozu 
der Staat berechtigt wäre, exzessiv. 3. Wenn aber der neutrale 
Staat auf seinen öffentlichen Stationen eine Kontrolle einführt, 
um den offiziellen kriegserheblichen Depeschenwechsel zu 
überwachen, muss er zweifellos Stationen, welche im Eigentum 
einer Kriegspartei sind, ebenfalls unter seine Kontrolle nehmen. 
Es liegt ja viel näher, dass die Neutralität verletzt werde 
durch Nachrichten, welche von einer der Kriegspartei ge- 
hörenden Station ausgehen, als von einer neutralen Station. 
Im Institut waren auch hierüber die Meinungen verschieden. 
Man unterschied anfanglich zwischen Stationen auf neutralem 
Gebiet im feindlichen Staatseigentum der Kriegfuhrenden und 
solchen, welche in Privateigentum wären. Der Vorschlag 
ging dahin, erstere absolut zu schliessen und letztere unter 
Kontrolle zu nehmen. Die Unterscheidung zwischen Staats- 
unternehmungen und privaten scheint mir geboten; die letzteren 
werden bei weitem überwiegen und bilden für die andere 
Kriegspartei eine imminente Gefahr. Merkwürdigerweise liess 
das Institut diese Unterscheidung fallen, da es die privaten 
Unternehmungen analog den neutralen privaten Unternehmungen 
nicht unter die Zensur stellen zu müssen glaubte. Meiner 
Ansicht nach ist die Zensur hier absolut notwendig. Der In- 
stitutsbeschluss bezieht sich nur auf staatliche Unternehmen 
und lautet: 

Art. 9: UEtat neutre a le droit et le devoir de fermer 
ou de prendre sous son administration Vetablissement d^un 
Etat belligerant qu^ü avait autorise ä fonctionner mr son 
territoire. 

In der gegenwärtigen Fassung ist der Artikel sehr 
dehnbar und schafft nur vage Verpflichtungen. Die wichtigere 
Frage aber der Kontrolle der privaten Unternehmungen bleibt 
völlig offen. Diese Fragen werden im einzelnen geregelt 
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werden müssen, wenn ausländische Unternehmungen zur Aus- 
beutung der Radiotelegraphie Konzessionen verlangen. Es 
wird notwendig sein, in diesen Konzessionen den Kriegsfall 
zu regeln. 

Es ist noch ein Fall denkbar, wo funkentelegraphische 
Stationen im Besitze einer Kriegspartei vorübergehend im 
neutralen Hoheitsgebiet funktionieren. Dies trifft für Schiffe 
im territorialen Gewässer und für Luftschiffe zu. Die Frage 
ist, wie weit die Zensurpflicht der Neutralen reicht. Das 
Recht der Zensur besteht zweifellos auch hier. So lange 
aber der telegraphische Verkehr eines Schiffes dem Neutralen 
keine Schädigung bringt, ist er nicht verpflichtet, in dieser 
Zone, in welcher er seine Hoheit nur zu seinem Schutze aus- 
übt, weitere aktive Mafsregeln im Sinne der Neutralen zu 
treffen. Verschieden liegt der Fall bei den Luftschiffen.^) 
Denn nach unserer Theorie, dass im Lufträume immer absolut 
das Recht herrscht wie auf der entsprechenden Land- oder 
Meerzone, befindet sich ein unneutrales Luftschiff über neu- 
tralem Lande auch auf neutralem Gebiet, nicht nur in einer 
Schutzzone. Die Rechte und Pflichten der Neutralen er- 
reichen es; die Verhältnisse der Behandlung müssen denen, 
welche im Lande beobachtet werden, entsprechen. Würde 
die Station, wenn sie auf dem Lande wäre, geschlossen oder 
unter Kontrolle gestellt werden müssen, so gälte dasselbe 
für die Luftschiffstation. Die Jurisdiktion des Territorialherm 
ist eine absolute. Der Territorialherr kann nicht zugeben, 
dass sein Luftraum zu unneutralen Akten missbraucht werde; 
oder dass solche von den Kriegführenden selber daselbst mit 
Repressivmitteln belegt werden. Souveränität und Droit de 
Conservation schliessen die Kontrolle des Ballons durch den 



^) Die Institutsbeschlüsse beziehen die Luftschiffe in ihre Reglementierung 
immer ein, trotzdem der Funkentelegraphenverkehr derselben vor der Hand 
nur theoretisch möglich aber praktisch noch nicht wirksam ist. Der Bericht 
über die erste Probefahrt des Grafen Zeppelin vom 23. September 1907 
erwähnt, dass das Luftschiff mit einem Radiotelegraphen ausgestattet war (?). 
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Feind im neutralen Luftraum aus; das Kriegsrecht muss hier 
Halt machen, im Gegensatz zu seiner freien Entfaltung auf 
hoher See. Deshalb verschärft sich aber die Kontrollpflicht 
der Neutralen. 

Die Kontrolle der Funkentelegraphie eines Luftschiffes 
im neutralen Räume und dessen Mafsregelung dürfte vielleicht 
einmal gar nicht so schwierig sein. Erstens wird die Trag- 
weite der Apparate auf Ballons naturgemäss eine beschränkte 
sein müssen. Die Nachricht würde demnach immer zuerst 
auf die Erdzone gelangen, welche direkt unter ihnen liegt, da 
die direkte Linie die kürzeste ist. Der erste Empfanger wäre 
deshalb immer der Territorialherr. Die Ballons wären somit 
zur Weitergabe ihrer Funksprüche auf neutrale Anstalten an- 
gewiesen, welche dadurch von selber zur Kontrolle des Ver- 
kehrs gelangen könnten. Auch könnten die Luftschiffe ver- 
traglich verpflichtet werden, nur unter Benutzung territorialer 
Stationen ihre Funksprüche abzusenden. 

S 37. 

Der Durchzug von radiotelegraphischen Wellen der 

Kriegsparteien durch neutrales Luftgebiet. 

,,L^Etat neutre n^est pas ohlige de s^opposer au passage 
aU'dessus de son territoire d^ondes hertziennes destinees ä un 
pays en guerre.^' Dieser Institutsbeschluss ist selbstverständlich, 
sobald man annimmt, dass der Luftraum frei ist. Aber ob- 
wohl der Luftraum der Territorialhoheit folgt und keine Aus- 
sicht hat, jemals von ihr aufgegeben zu werden, kann dieser 
Satz dennoch von uns übernommen werden. 

Der Funkspruch nämlich, welcher von einem Teile eines 
kriegführenden Landes nach einem anderen Teile desselben 
Landes gesandt wird, kann unter Umständen neutrales Gebiet 
passieren müssen, um auf dem kürzesten Wege an seinen Be- 
stimmungsort zu gelangen. Ist nun der neutrale Staat zur 
Kontrolle dieser Funksprüche verpflichtet, falls er annehmen 
muss, dass sie der Kriegführung dienen? 
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Einmal liegt es in der technischen Natur der Funken- 
telegraphie, dass sie unsichtbar durch den Luftraum eilt und 
deshalb ihre Kontrolle keine selbstverständliche ist. Radio- 
telegramme, welche die neutralen Anstalten nicht beeinflussen, 
noch stören und deshalb das droit de conservation des Neu- 
tralen nicht herausfordern, können deshalb unbemerkt durch- 
gehen. Ihre Kontrolle würde ein dermafsen aktives Vorgehen 
der Neutralen erfordern, wie es die NeutralitätspflicHt nicht 
verlangen kann. Die Funk wellen, wenn sie auch nach unserer 
Ansicht der neutralen Souveränität unterstehendes Gebiet durch- 
kreuzen, sind doch nur im Transit. Der Neutrale kann des- 
halb ihre Existenz und ihren Inhalt ignorieren, hat aber jeden 
Moment das absolute Recht, den Verkehr anzuhalten und den 
Durchlass zu sperren. Verpflichtung aber besteht für ihn 
keine. Anders natürlich liegt der Fall, wenn der Funkverkehr 
zwischen den betreffenden Staaten auf einer derartigen Linie 
konventionell so geregelt ist, dass der kriegführende Staat 
verpflichtet ist, für seine Funkentelegramme zur Weiter- 
beförderung die neutralen Stationen zu benutzen. Bei der 
wirtschaftlichen Bedeutung dieser Frage wird der Fall jeweils 
konventionell geregelt werden müssen. Ein Staat ist be- 
rechtigt, auf alle Fälle sich die Ausbeutung des Luftraumes 
durch die Funkentelegraphie zu reservieren und demnach die 
Wellen nicht mit Umgehung seiner Stationen direkt durchziehen 
zu lassen. Werden aber diese Funksprüche auf neutrale 
Stationen gesandt behufs Weitergabe, so tritt der oben ge- 
schilderte Fall von Zensur oder von Sperrung ein. Nur in 
diesem Falle ist der neutrale Staat verpflichtet, den verbotenen 
Depeschentransport aufzuhalten, um seine Neutralität nicht zu 
verletzen. 
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